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1 Kosten- und Finanzmanagement im
Bauwesen einer Gemeinde

1.1 Ausgaben einer Gemeinde:
Allgemeine Gesichtspunkte

Die Aufgaben, sprich Ausgaben, einer Gemeinde
lassen sich schematisch wie folgt darstellen:

a) Durch Gesetz und Reglemente gebundene
Ausgaben z.B. für Bildung, Verwaltung, öffentli-
che Sicherheit, Umweltschutz.

ab

b) Nicht gebundene, d.h. frei verfügbare Ausga-
ben. Der absolute Betrag kann nur durch Ände-
rung des Steuersatzes vergrössert (unbeliebt!),
oder verkleinert (schwierig!) werden.

Die nicht gebundenen Ausgaben teilen sich grund-
sätzlich in:

a
b1

b2

b1) Gesellschaftspolitische Ausgaben (Freizeit,
Kultur, Sport, etc.)

b2) Verfügbare Mittel für bauliche Ausgaben.

Die baulichen Ausgaben teilen sich ihrerseits auf
in:

- Unterhalt (Werterhaltung, Instandsetzung)
- Investitionen in Neubauten

1.2 Notwendigkeit eines über-
geordneten Kostenmana-
gements

Ohne ein transparentes, übergeordnetes Kosten-
management, dem auch nachgelebt wird, tendiert
das finanzielle Verhalten einer Gemeinde in Rich-
tung eines der folgenden Extreme:

Extremfall A : (leider sehr häufig)

Die verfügbaren Mittel für bauliche Aufwendungen
werden ausschliesslich für Investitionen in Neu-
bauten gebraucht.

Folgen:

- Die gebundenen Ausgaben erhöhen (Betriebs-
kosten!), die verfügbaren Mittel reduzieren sich.

- Bestehende Anlagen können nicht ausreichend
unterhalten werden, ihr Wert reduziert sich.

- Die Finanzlage verschlechtert sich ganz gene-
rell.

Extremfall B :

Alle verfügbaren Mittel stehen dem Unterhalt zur
Verfügung.

Folgen:

- Gefahr des "Vergoldens" der Bauten und Aus-
rüstungen.

- Keine bauliche Weiterentwicklung mehr.

Mit rechtzeitigem Kostenmanagement können eine
schlechte Finanzlage der Gemeinde und ein
ungenügender Zustand der Anlagen vermieden
werden. Im allgemeinen Interesse ist der Mittel-
weg das einzig Richtige, das heisst:

Sowohl Unterhalt, wie auch Neubau.

Dabei hat der  Unterhalt = Werterhaltung erste
Priorität, es gilt jedoch:

- nur soviel, wie nötig !



1 Kosten- und Finanzmanagement im Bauwesen einer Gemeinde IP BAU

12

Voraussetzungen dazu sind:

- Bedarf erkennen
- längerfristige Konzepte.

Politische Behörden sind keine Fachleute, genau
das ist deshalb die Aufgabe des Bauverwalters
und/oder beauftragter Büros (Ingenieure, Architek-
ten).

Verfügbare Gesamt-Mittel

./. gesellschaftspolitische Ausgaben

./. Unterhalt

ergibt die verfügbaren Mittel für Neuinvestitionen.

Auch hier gilt:

• • Bedarf rechtzeitig erkennen
= politische + fachtechnische Aufgabe

• • notwendige Finanzmittel erheben
= fachtechnische Aufgabe

• • optimales Kosten-/Nutzenverhältnis suchen
= fachtechnische Aufgabe.

In allen fachtechnischen Bereichen ist die Mitar-
beit des Bauverwalters und/oder externer Fach-
leute unbedingt erforderlich !

Neben den Neuinvestitionen ist auch die erforderli-
che Instandhaltung aufgrund einer fundierten
Beurteilung des Zustandes der vorhandenen bau-
lichen Anlagen aufzuarbeiten.

Den zukünftigen Baubedarf zu erkennen und ent-
sprechende längerfristige Konzepte zu erstellen,
erfordert ein hohes Mass an Fachwissen. Selbst
in Gemeinden mit einer kompetenten Bauver-
waltung empfiehlt sich der fallweise Beizug von
Fachleuten (Ingenieure, Architekten). In kleineren
Gemeinden ist eine solche externe Fachberatung
unerlässlich.

Diese in der Regel objekt- oder sparten- (Schulen,
Strassen, etc.) bezogenen Bedarfsanalysen und
Konzepte können nicht isoliert im Raum stehen
gelassen werden. Sie sind zu einer Gesamtüber-
sicht zusammenzufassen und terminlich zu koor-
dinieren. Nur so können Finanzengpässe, sowie
andere unliebsame Überraschungen (z.B. nicht
vorhergesehene, zwingende Steuererhöhungen)
vermieden werden.

Ohne eine zukunftsgerichtete Planung tritt ein
Investitionsbedarf überraschend, aber trotzdem
unvermeidbar auf. Die Gemeindebehörden können
darauf nur noch reagieren. Wird ein solcher Bedarf
jedoch frühzeitig erkannt, so kann die Gemeinde
agieren und den Einsatz ihrer finanziellen Mittel
vorausschauend, sowie ausgleichend disponieren.

Nicht so:

1 2 3 4 5 6 7 8
Jahre

 −  Steuersatz

 Bauliche Ausgaben (Unterhalt, Neubauten)
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sondern so:

Jahre
1 2 3 4 5 6 7 8

Abb. 1-1: Vorausschauende Disposition Finanzmittel

1.3 Das Instrument des
übergeordneten Kosten-
und Finanzmanagements:
Der Finanzplan

1.3.1 Das Rechnungsmodell der Gemeinden

Auf Bundesebene koordiniert und in den meisten
Kantonen gesetzlich verankert ist das von den Ge-
meinden zu verwendende Rechnungsmodell. Es
gliedert sich in zwei Bestandteile:

A. Die Betriebsrechnung, oder auch laufende
Rechnung genannt. In dieser sind alle Finanz-
vorgänge (Einnahmen/Ausgaben) aufzuneh-
men, die jährlich und ungefähr in gleichmässi-
ger Höhe anfallen (Steuern, Personal-, Be-
triebs- und Unterhaltskosten etc.). Ein negativer
Rechnungssaldo führt zu einer Erhöhung der
Schulden. Über die Betriebsrechnung ist jährlich
ein Voranschlag (Budget) für das kommende
Jahr aufzustellen, der von der Gemein-
deversammlung zu bewilligen ist und norma-
lerweise nicht dem Finanzreferendum unter-
liegt. Ebenfalls jährlich ist der Gemeindever-
sammlung in gleicher Gliederung wie der Vor-
anschlag die Rechnung über das vergangene
Jahr vorzulegen. Nicht beanspruchte Budget-
kredite verfallen Ende Jahr, Budgetüberschrei-

tungen werden mit Genehmigung der Rechnung
durch die Gemeindeversammlung im Sinne ei-
nes Nachtragskredits bewilligt.

B. Die Investitionsrechnung enthält alle Finanz-
vorgänge, die unregelmässig anfallen (z.B.
einmalige Wertänderungen, Sanierung oder
Neuerstellung von Bauten etc.). Investitionen
erhöhen die Schulden, Abschreibungen vermin-
dern sie. Investitionskredite sind von der Ge-
meindeversammlung als Einzelvorlagen, be-
zogen auf ein ganz bestimmtes Vorhaben, zu
bewilligen. Sie unterstehen in der Regel dem
Referendum. Der Investitionsvoranschlag
und die -abrechnung sind ebenfalls jährlich zu
erstellen und gelten jeweils für das kommende
resp. vergangene Jahr. Nun erstrecken sich
aber Investitionen in der Regel über mehrere
Jahre und bewilligte Investitionskredite bleiben
bis zur Vollendung des Vorhabens erhalten. Das
heisst, dass eine Gemeinde mehrjährige Ver-
pflichtungen eingehen kann, deren gesamte
Auswirkungen aus dem kurzfristig angelegten
Rechnungsmodell aber gar nicht ersichtlich
sind.

Während des Jahres sind die Betriebs- und Inve-
stitionsausgaben kurzfristig zu kontrollieren und
zu steuern.
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1.3.2 Das Problem mit dem Steuerfuss

Normalerweise werden gleichzeitig mit dem Voran-
schlag auch die Steuersätze für das kommende
Jahr festgelegt. Die Basis für deren Festsetzung
bilden die Vergangenheit und, ohne ein über das
vorgeschriebene Rechnungsmodell hinausgehen-
des Kostenmanagement, die Aussichten für das
kommende Jahr. Eine derart schmale Basis führt
genau zu den unter Abschnitt 1.2 als negativ dar-
gestellten Sprüngen.

1.3.3 Der mehrjährige Finanzplan

Die Führung (gemeint ist ausdrücklich "Führung"
und nicht "Aufstellung", denn ein seriöser Finanz-
plan muss jährlich angepasst werden) mehrjähriger
Finanzpläne ist Voraussetzung für einen ausgegli-
chenen Finanzhaushalt. Es handelt sich um die
Prognose der zukünftigen Betriebs- und der Inve-
stitionsrechnungen. Für die Bauleute sind letztere
von ausschlaggebender Bedeutung. Die Basis der
Investitionsrechnung ist nämlich das Investitions-
programm.

Betriebskosten

FINANZBEDARF  (Finanzplan, Betriebsrechnung)

FINANZBEDARF  
(Finanzplan Investitionsrechnung)

Eigene Mittel Fremde Mittel

INVESTITIONSPROGRAMM

STEUERERTRAG

Abb. 1-2: Zusammenhänge Finanzmanagement

1.3.4 Das Investitionsprogramm

Das Investitionsprogramm ist mehr als eine blosse
Auflistung der aus den Unterhalts-/Sanierungs- und
Neubautenkonzepten sich ergebenden Kosten.
Durch eine frühzeitige Erfassung der Notwendig-
keiten ist eine entsprechende Terminierung der
einzelnen Vorhaben möglich. Damit können Inve-
stitionsspitzen erkannt und vermieden werden. Ein
seriöses Investitionsprogramm erfordert ein gutes
objektbezogenes Kosten- und Finanzmanage-
ment.

Bei mehrjährigen Bauvorhaben müssen Änderun-
gen im Gesamtaufwand und in den jährlichen Ko-
stentranchen vorausschauend erkannt werden und
in den Finanzplan einfliessen. Nur so ist erkennbar,
ob beim eigentlichen Finanzplanungsvorgang,
nämlich der Terminierung der einzelnen Vorhaben,
Veränderungen notwendig oder möglich sind.
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In der Richtlinie des VSA über die Finanzierung
auf der Gemeinde- und Verbandsebene wird eine
Modellrechnung durchgeführt, welche die Grund-

lage für die Festlegung der nötigen Gebühren
sowie für den mittelfristigen Finanzplan bildet:

1 2 3 4 5 10 20 30 40 50

Zeit
(Jahre)

Gebühren-
berechnung

15

Gebühren-
schätzung

Gebühren-
trend

nötig
(Modelrechnung)

Gebühreneinnahmen (Fr.)
geplant
(mittelfristiger Finanzplan)

Abb. 1-3: Gebühreneinnahmen Abwasserrechnung

In vielen Gemeinden ist die mittelfristige Planung
durch

• Verwenden des anerkannten Rechnungsmo-
dells

• Führen besonderer, zweckbezogener Rechnun-
gen und Unternehmen

• Erarbeiten mittelfristiger Unterlagen

• Entscheiden anhand übersichtlicher Tabellen
und Grafiken im Mehrjahresvergleich

• gezieltes Bewirtschaften der Finanzmittel unter
Beachtung von Gesamtstrategien und Finanz-
kennzahlen

bedeutend verbessert worden.

Beispiele Finanzstrategie

- tragbare Neuverschuldung = 80% Selbstfinan-
zierungsgrad im Mittel der nächsten 5 Jahre.

- Abbau der Verschuldung = im Mittel 120%
Selbstfinanzierung im neuen mittelfristigen Fi-
nanzplan der Gemeinde

- Abbau der Verschuldung = Senkung der Netto-
schuld auf Fr. 3'000.- pro Einwohner in den
nächsten drei Jahren.
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1.4 Zusammenfassung

1. Ein gut geführter Gemeindehaushalt ist nur
mittels eines übergeordneten Kosten- und Fi-
nanzmanagements möglich.

2. Im Bereich "Bauen" (Unterhalt, Umbau, Sanie-
rung, Neubau) bildet das Investitionsprogramm
die Basis für die Finanzpläne.

3. Ein seriöses Investitionsprogramm setzt voraus,
dass

• Baubedürfnisse rechtzeitig, d.h. ca. 3 bis 5
Jahre im voraus erkannt werden.

• Die aus diesen Bedürfnissen sich ergebenden
Aufwendungen (einmalige und wieder-
kehrende Kosten!) möglichst exakt veran-
schlagt und bei mehrjährigen Vorhaben den
einzelnen Jahren entsprechend zugewiesen
werden.

• Durch ein projektbezogenes Kostenmanage-
ment werden Veränderungen in den ur-
sprünglichen Annahmen vorausblickend er-
kannt und bei der jährlichen Überarbeitung
des Investitionsprogramms entsprechend be-
rücksichtigt.

1.5 Beispiel

Im Fall der Gemeinde Münchenstein BL wurden für
das Kosten- und Finanzmanagement der Bauver-
waltung im Jahr 1994 u.a. folgende Zusammen-
stellungen verwendet:

1. Investitions-Programm

2. Zusammenzug Investitionsprogramm

3. Finanzplan

Bemerkung:

Zusätzlich wurden weitere mittelfristige Rechnun-
gen und Programme, z.B. für Abwasserentsorgung,
Wasserversorgung, erstellt.
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Investitions-Programm der Gemeinde Münchenstein (1994) Details Teil 1

Schätzung
Budget /

Schätzung
Finanzplan Total

in Tausend Franken 1994 1995 1996 1997 1998 1994-98

VERWALTUNGSVERMÖGEN
GRUNDSTÜCKE

A Allgemeine Erwerbe 0
A Verkäufe 0

TOTAL Grundstücke 0 0 0 0 0 0

HOCHBAUTEN

V SH Neue Welt neu, Sanierung
Gebäudehülle/Energie

2'150 2'150

A Loogstrasse 7, Renovation/Ausbau 60 20 100 180
A SH Loog, Renovation 100 100 100 300
A Alterskonzept (s. Beiträge) 0
A Erweiterung Verwaltungsgebäude 1'000 1'000
A Feuerwehrmagazin, neue Tore 160 160
A Übrige Gebäude Verw.Vermögen 30 200 200 200 200 830

Subtotal Annahmen 190 2'410 1'320 300 400 4'620

B Werkhof, Ersatz Garagetore 60 70 130
K Friedhof, Urnenwand 300 350 650
B Renovation Konferenzsaal 30 30
B Pavillon Dillacker, Vordächer 0 48 48
B/
K

SH Neue Welt neu, Sanierung
Heizung

340 340

K Jugendpavillon 700 700
K Kultur- und Sportzentrum 7'500 7'800 15'300
B Hauptstrasse 50, 2. WC-Anlage 30 30
B Kompostplatz Blinden 140 200 340
B SH Loog, Klettergerüst 20 20
B Bibliothek 30 30
K SH Lange Heid, Schutzräume 70 60 130
K Loogstrasse 7, Renovation 68 68

Subtotal bewilligte Kredite 918 8'658 7'970 270 0 17'816

TOTAL Hochbauten 1'108 11'068 9'290 570 400 22'436

Legende: siehe Details Teil 4
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Investitions-Programm der Gemeinde Münchenstein (1994) Details Teil 2

Schätzung
Budget /

Schätzung
Finanzplan Total

in Tausend Franken 1994 1995 1996 1997 1998 1994-98

TIEFBAUTEN

A Verkehrsberuhigung Dorf 200 200
A Strassenbeleuchtung,

Verbesserungen
30 30 30 90

A Strassensanierungen 100 100 100 300
A Diverses 300 300 300 300 1'200

Subtotal Annahmen 200 300 430 430 430 1'790

B Strassenbeleuchtung,
Verbesserungen

75 50 125

B Ausgestaltung Fussgängerunterführ. 10 10 20
B Biotop Au 12 12
B Anschaffung Glascontainer 37 37
B Strassensanierungen 120 120 240
B Sanierung Gruthweg 70 20 90
B Dezentrale Kompostierung 14 14
B Gruthbach Ausdolung 110 110
K Korrektion Steinweg 425 425
K Beleuchtung Steinweg 25 25

Subtotal bewilligte Kredite 708 250 30 110 0 1'098

TOTAL Tiefbauten 908 550 460 540 430 2'888

Legende: siehe Details Teil 4
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Investitions-Programm der Gemeinde Münchenstein (1994) Details Teil 3

Schätzung
Budget /

Schätzung
Finanzplan Total

in Tausend Franken 1994 1995 1996 1997 1998 1994-98

MOBILIEN, MASCHINEN

A EDV-Anlage 50 50 50 50 200
A TT-Zentrale Gemeindeverwaltung 100 100
A Diverse Maschinen 50 50 50 100 250

Subtotal Annahmen 0 100 100 200 150 550

B Diverse Maschinen 290 290
B Liegestellen Schutzräume 40 40 50 130
K EDV-Anlage 125 125
K Einrichtung Jugendkaffi 10 10

Subtotal bewilligte Kredite 415 10 40 40 50 555

TOTAL Mobilien, Maschinen 415 110 140 240 200 1'105

ÜBRIGE SACHGÜTER

Subtotal Annahmen 0 0 0 0 0 0

B Gemeinde-Tonbildschau 40 40
B Heimatkunde 50 100 150
B Naturschutzzone Blinden 30 10 10 10 60
B Renovation Wandbilder 25 25

Subtotal bewilligte Kredite 80 150 35 10 0 275

TOTAL Übrige Sachgüter 80 150 35 10 0 275

Legende: siehe Details Teil 4
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Investitions-Programm der Gemeinde Münchenstein (1994) Details Teil 4

Schätzung
Budget /

Schätzung
Finanzplan Total

in Tausend Franken 1994 1995 1996 1997 1998 1994-98

INVESTITIONS-BEITRÄGE
(Aufwand)

A Beitrag an Alters- und Pflegeheim
Hofmatt, Sanierung und Erweiterung

1'000 2'500 3'500

A Beitrag an Gruthweg 1,
Ref. Kirchgemeinde

220 220

A Beiträge Renovation Dorfkern 30 30 30 30 120
A Beiträge/Subventionen Wohnbauten 0
A Beiträge an BLT 800 800 800 800 3'200
A Altersbetreuung 500 500 500 500 2'000

Subtotal Annahmen 0 1'330 2'550 3'830 1'330 9'040

B Beiträge an BLT 2'170 2'170
B Beiträge Renovation Dorfkern 30 30
K Beitrag Projekt AS Loog 40 40

Subtotal bewilligte Kredite 2'240 0 0 0 0 2'240

TOTAL Beiträge (Aufwand) 2'240 1'330 2'550 3'830 1'330 11'280

INVESTITIONS-BEITRÄGE
(Ertrag)

A Bundesbeitrag SH Neuewelt 90 90
A Kanton an Gruthbach 50 50

TOTAL Beiträge (Ertrag) 0 0 0 140 0 140

ÄND. FINANZVERMÖGEN

K Verkauf Land 5'000 5'000 10'000
Eventuell Mehrverkauf wegen
Abschreibung des Restbuchwertes

TOTAL Änd. Finanzvermögen 0 5'000 5'000 0 0 10'000

LEGENDE:
A Annahme SH Schulhaus

B Budgetkredit BLT Baselland-Transport (öffentlicher Verkehr)

K Separatkredit Gemeindeversammlung AS Alterssiedlung

V Kreditvorlage in Vorbereitung

G Kredit Gemeindekommission
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Investitions-Programm der Gemeinde Münchenstein (1994) Zusammenzug

Schätzung
Budget /

Schätzung
Finanzplan Total

in Tausend Franken 1994 1995 1996 1997 1998 1994-98

ZUSAMMENZUG

GRUNDSTÜCKE
Annahmen 0 0 0 0 0 0
Bewilligte Kredite 0 0 0 0 0 0
HOCHBAUTEN
Annahmen 190 2'410 1'320 300 400 4'620
Bewilligte Kredite 918 8'658 7'970 270 0 17'816
TIEFBAUTEN
Annahmen 200 300 430 430 430 1'790
Bewilligte Kredite 708 250 30 110 0 1'098
MOBILIEN/MASCHINEN
Annahmen 0 100 100 200 150 550
Bewilligte Kredite 415 10 40 40 50 555
ÜBRIGE SACHGÜTER
Annahmen 0 0 0 0 0 0
Bewilligte Kredite 80 150 35 10 0 275
INVESTITIONSBEITRÄGE
(Aufwand)
Annahmen 0 1'330 2'550 3'830 1'330 9'040
Bewilligte Kredite 2'240 0 0 0 0 2'240

TOTAL Investitionen (Aufwand) 4'751 13'208 12'475 5'190 2'360 37'984
./. Investitionsbeiträge (Ertrag) 0 0 0 140 0 140
SUBTOTAL 4'751 13'208 12'475 5'050 2'360 37'844
./. Änd. Finanzvermögen (Reduktion) 0 5'000 5'000 0 0 10'000

GESAMTTOTAL 4'751 8'208 7'475 5'050 2'360 27'844
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Finanzplan der Gemeinde Münchenstein (1994 - 1998)

Schätzung 1994 1995 1996 1997 1998
in Tausend Franken % % % %

ABSCHREIBUNGSBEDARF
Sachgüter 1. Januar 12'401 15'912 22'529 27'876 30'397
Netto-Investitionen 4'751 8'208 7'475 5'050 2'360
ord. Abschreibungen 1'240 10 1'591 10/5 2'128 10/5 2'529 10/5 2'794
Sachgüter 31. Dezember 15'912 22'529 27'876 30'397 29'963

RECHNUNG
30 Personalaufwand 16'548 2.5 16'962 4 17'640 3 18'169 3 18'714
31 Sachaufwand 5'472 2 5'581 4 5'805 2 5'921 2 6'039
32 Passivzins 2'129 6.5 2'380 6.5 2'882 6.5 3'446 6.5 3'893
33 ord. Abschreibungen 1'240 1'591 2'128 2'529 2'794
35 Entschäd. an Gem.wesen 1'274 4 1'325 4 1'378 4 1'433 4 1'490
36 Beiträge 3'534 5 3'711 5 3'896 5 4'091 5 4'296

Subtotal 30'197 31'550 33'729 35'589 37'227

40 Steuerertrag 21'370 3.3 22'075 -0.8 21'899 3.3 22'621 -0.8 22'440
42 Vermögensertrag 2'618 0 2'618 0 2'618 0 2'618 0 2'618
43 Entgelte 2'632 2 2'685 2 2'738 2 2'793 2 2'849
44 Finanzausgleich 0 0 0 0 0 0 0 0 0
45 Rückerst. von Gem.wesen 650 2 663 2 676 2 690 2 704
46 Beiträge mit Zweckbindung 2'366 2 2'413 2 2'462 2 2'511 2 2'561

Subtotal 29'636 30'454 30'393 31'233 31'172

Aufwand 30'197 31'550 33'729 35'589 37'227
Erträge 29'636 30'454 30'393 31'233 31'172

Rechnungssaldo -561 -1'096 -3'336 -4'357 -6'055

ENTWICKLUNG SCHULDEN
Schuld 1. Januar 32'550 36'622 44'335 53'018 59'896
Nettoinv. Verwaltungsvermögen 4'751 8'208 7'475 5'050 2'360
Nettoinv. Finanzvermögen 0 0 0 0 0
ord. Abschreibungen -1'240 -1'591 -2'128 -2'529 -2'794
Rechnungssaldo +561 +1'096 +3'336 +4'357 +6'055

Schuld 31. Dezember 36'622 44'335 53'018 59'896 65'517

ÄNDERUNG INSGESAMT
Schuld 01.01.1994 32'550
Schuld 31.12.1998 65'517
Zunahme 1994 -1998 32'967
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2 Kostenaspekte der Instandhaltung

2.0 Beispiel Erhaltung Kanalisa-
tionsnetz Münchenstein

Die Gemeinde Münchenstein BL, eine typische
Vorstadtgemeinde mit 12'000 Einwohnern, besitzt
ein Kanalisationsnetz von rund 50 km Länge.
Ein grosser Teil davon ist sanierungsbedürftig; der
Finanzbedarf für die Erhaltungsmassnahmen in
den kommenden 10 - 20 Jahren beträgt gesamthaft
rund 30 - 40 Mio. Fr. (Preisstand heute).

Der Anlass zu raschem und systematischen Han-
deln war die zunehmende Verschmutzung des
Grundwassers durch menschliche Fäkalien-
keime.

1985 begann die Bauverwaltung der Gemeinde mit
den Planungsarbeiten. Zunächst wurden die in sehr
unterschiedlicher Qualität vorliegenden Grundla-
gen aufbereitet. Eine einfache und praxisgerechte
Kanaldatenbank wurde erstellt. Ein beauftragtes
Ingenieurbüro führte umfassende hydraulische
Abflussberechnungen für das gesamte Netz
durch. Diese sind Bestandteil des Generellen Ent-
wässerungsplans (GEP).

Aufgrund der Ergebnisse von Kanalfernseh-Auf-
nahmen und der hydraulischen Berechnungen
wurde anschliessend ein Sanierungsprogramm
mit Prioritätenzuordnung für jeden Kanalab-
schnitt (Haltung) erstellt.

Seit 1992 investiert die Gemeinde jährlich zwi-
schen 2 und 5 Mio. Fr. in die Sanierung ihres
Kanalnetzes. Drei private Ingenieurbüros bear-
beiten jährlich mindestens 20 einzelne Objekte mit
Bausummen von durchschnittlich je ca. Fr.
100'000.--. Ein weiteres beauftragtes Ingenieurbüro
nimmt die Funktion der Projektleitung/Oberbau-
leitung wahr und bereitet u.a. die Kosteninforma-
tionen für die Bauherrschaft auf.

Die Projektleitung/Oberbauleitung erarbeitet einer-
seits die Finanzplanung in Form einer quartals-
weise gegliederten jährlichen Kostenübersicht.
Andererseits führt sie die detaillierte nach den ein-
zelnen Objekten gegliederte Kostenkontrolle über
das Gesamtvorhaben.

Die Projektierungs- und Bauleitungsbüros führen
für die von ihnen bearbeiteten Objekte Projekt-

buchhaltungen. Zuhanden der Bauverwaltung er-
stellen sie zudem die Offertvergleiche sowie die
Abrechnungen.

2.1 Instandhaltungsprojekte

2.1.1 Projektorganisation

Instandhaltungsprojekte von Gemeinden und Städ-
ten bedingen eine enge Zusammenarbeit von
Behörden, Verwaltung und privaten Beauftragten,
Unternehmern und Lieferanten. Eine von Beginn
an klare Aufgabenzuteilung vermindert die Ko-
stenrisiken ganz erheblich: Unsicherheiten, Dop-
pelspurigkeiten, Auslassungen, bürokratische Leer-
läufe und dadurch bedingte technische und ter-
minliche Probleme können durch eine geschickte
Projektorganisation stark reduziert werden.

Instandhaltungsprojekte grösseren Umfangs er-
fordern eine Ergänzung der Stammorganisation
der Gemeinde bzw. Stadt durch Dritte und eine
leistungsfähige und zielstrebige Projektorganisa-
tion. Es empfiehlt sich, die vorgesehene Aufga-
benteilung mittels einfacher Organigramme und
Pflichtenhefte zu veranschaulichen.

Die bezüglich Gesamtkosten zentrale Funktion hat
der Gemeinderat inne. Er ist von Gesetzes dazu
verpflichtet, dass der Gemeindehaushalt gesund
und ordnungsgemäss geführt wird und die Vermö-
genswerte der Gemeinde bzw. Stadt zweckent-
sprechend genutzt und bewirtschaftet werden. Er
legt die technischen, kostenbezogenen, terminli-
chen und finanziellen Ziele fest und stimmt diese
im Rahmen des gesamten Investitionsprogramms
der Gemeinde bzw. Stadt ab. Dabei sind betriebli-
che bzw. verkehrspolitische, technologische, wirt-
schaftliche (z.B. Konjunktur) und terminliche Über-
legungen und Rahmenbedingungen sowie lokale
Verhältnisse und Interessen zu beachten.

Die Bauverwaltung bzw. der private Ge-
meindeingenieur liefern dem Gemeinderat die
entscheidungsreif aufbereiteten Grundlagen. We-
sentlich dabei ist, dass Varianten aufgezeigt wer-
den, jeweils mit Beschreibung der Vor- und Nach-
teile sowie mit einem begründeten Antrag. Die
Varianten sollen auf allen Gebieten eines Quali-
tätsmanagements im umfassenden Sinn (Nutzung,
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Leistungen, Kosten, Termine, Organisation, Risi-
ken etc.) Spielräume aufzeigen.

Private Planer und eine Gesamtleitung (Gemein-
deingenieur oder projektspezifisch beauftragter
Ingenieur) sollten bereits zu einem frühen Zeit-
punkt beigezogen werden. Eine wichtige, ohne fun-
dierte Fachkenntnisse nicht zu lösende Aufgabe
bildet die Ermittlung des Gesamt-Investitionsbe-
darfs für die Instandhaltung einer Anlage. Entschei-
dend ist auch, dass die Beauftragten die Stamm-
organisation kennen und dass in der Projektorga-
nisation klare und effiziente Geschäftsabläufe fest-
gelegt werden. Solche nicht an Einzelbausummen
gebundenen Aufträge sollten im Zeittarif oder
allenfalls pauschal vergeben werden. Es empfiehlt
sich, vom Planer monatliche Zwischenabrechnun-
gen mit Leistungsbeschrieb zu verlangen.

2.1.2 Projektablauf und Terminplan

Die Erhaltungsplanung und -realisierung soll in
der Regel nach einem möglichst gleichbleibenden
Prinzipschema für den Projektablauf mit ent-
sprechenden Phasen und Entscheiden durchge-
führt werden.

Mit einem straffen Projektablauf und Terminplan,
der auf möglichst kurze Planungs- und Reali-
sierungsphasen hinzielt -"so kurz wie möglich,
aber so lange wie nötig"-, wird ein wesentlicher
Beitrag an die Kostenbeherrschung geleistet. Die
Projekt/Oberbauleitungen müssen auf den ra-
schen Abschluss aller Bau- und Administra-
tionsarbeiten hinwirken. Die Gefahr des "Ver-
schleppens" von Einzelobjekten ist bei lange
dauernden Erhaltungsprojekten erheblich grösser
als bei Neubauten.

Die Erhaltungsplanung kann in folgende Schritte
gegliedert werden (Abb. 2-1):

• Führungsvorgaben

• Datenbeschaffung

• Entscheidungvorbereitung

• Entscheidungsumsetzung

Die Abb. 2-1 ist eine Ergänzung und Weiterent-
wicklung der im "Leitfaden Tiefbau" des IP Bau
enthaltenen Darstellung aufgrund der Erfahrungen
im Beispiel Erhaltung Kanalisationsnetz München-
stein.

Die Hauptaufgabe der politischen Behörde
(Gemeinderat) ist es, die Zielsetzungen betref-
fend den Leistungen, Kosten und Terminen als
Führungsvorgaben festzulegen. Ziele setzen
heisst Kosten sparen.

Insbesondere über die Bestimmung der politisch
erwünschten bzw. möglichen Qualitätsmerkmale
(Nutzungsdauer und technische Standards) hat
der Gemeinderat einen erheblichen Einfluss auf
die Kosten eines Instandhaltungsprojekts. Dabei
geht es - immer innerhalb des rechtlich zulässigen
Spielraums und unter Berücksichtigung der Ge-
samtwirtschaftlichkeit (siehe Abschnitt 2.3) - um
ganz konkrete Fragen der folgenden Art:

− Akzeptieren wir Instandsetzungen mit einer
Lebensdauer von voraussichtlich 20 Jahren,
oder zielen wir auf 80 Jahre hin ?

− Wie eben müssen unsere Strassenbeläge sein:
10 mm unter der 4m-Latte oder verträgt es auch
30 mm?

− Muss jede Kanalisationsleitung in Steinzeug
erstellt werden?

− Müssen alle Kontrollschächte mit wasserdich-
tem und mindestens 30 cm starkem armiertem
Beton ummantelt sein?

− usw.

Wesentlich ist, dass die Qualitätsstandards und
damit auch die Unterhaltszyklen der einzelnen
Teile eines Bauwerks optimal aufeinander abge-
stimmt sind. Daraus ergibt sich die Forderung an
die Behörden und ihre Berater, langsam aber stetig
vom Streben nach Perfektion abzurücken und
Qualität vermehrt als Mittel zur Verbesserung
der Gesamtwirtschaftlichkeit einer Investition zu
verstehen.
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Zustandserfassung
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Zustandsbeurteilung
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    Öffentlichkeitsarbeit
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8. Ausführung, Kontrolle,
    Qualitätsprüfung

Nachführung der
Pläne und Daten
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Zielsetzung

F

Abb. 2-1: Schritte der Instandhaltung
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In der Regel wird der Gemeinderat beim Bestim-
men der Zielvorgaben auf die Beratung durch
Fachleute seines Vertrauens (Bauverwaltung, Ge-
meindeingenieur, Spezialist) zurückgreifen müs-
sen, da u.U. zwingende Normenvorschriften den
Spielraum einengen.

Wenn die Zielsetzungen klar sind, formuliert die
Bauverwaltung bzw. der Gemeindeingenieur
den Soll-Zustand der zu erhaltenden Anlage als
Auflistung messbarer technischer Kennwerte.

Nun werden die Daten des Ist-Zustandes erho-
ben. Wesentlich und für eine zuverlässige Finanz-
planung absolut unumgänglich ist eine systemati-
sche Bestandesübersicht (Kataster, Zustands-
pläne, Datenbank) über alle gemeindeeigenen
Infrastrukturanlagen.

Nach der Datenerhebung werden Soll- und Ist-Zu-
stand miteinander verglichen und Massnahmen
(Lösungsvarianten) erarbeitet.

Es ist empfehlenswert, in Tiefpreiszeiten den fi-
nanziellen Spielraum zu nutzen und mit einem
gewissen Mut zum Risiko verschiedenartige
technische Lösungen auszuprobieren. In einer
späteren Hochkonjunkturzeit kann man sich dann
auf die Erfahrungen abstützen und die gesamt-
wirtschaftlich optimalen Lösungen einsetzen.

In diesem Schritt soll auch eine zweckmässige,
entsprechend der physischen Struktur der Anlage
(Objekte, Lose, Kanal-Haltungen) gegliederte,
verbindliche Kostenstruktur festgelegt werden. In
dieser Hinsicht bestehen bei einem Instandhal-
tungsprojekt mehr Freiheiten als bei einer Neupro-
jektierung: In der Regel können die Etappen ent-
sprechend den vorhandenen Mitteln definiert und
über einen gewissen Zeitraum verteilt werden.

Die einmal gewählte Kostenstruktur soll aber kon-
sequent über das gesamte Projekt durchgezogen
werden. Dies ermöglicht u.a. die Ermittlung reali-
stischer Kostenkennwerte (Elementpreise) mit
deren Hilfe wiederum genauere Kostenschätzun-
gen für künftige Projekte erstellt werden können.

Der Gemeinderat entscheidet unter Berücksichti-
gung der Zielvorgaben über die beantragten Mass-
nahmen.

Im Falle der Genehmigung eines Massnahmenpa-
kets und des erforderlichen Baukredits werden
Planungsfirmen mit den Gesamtleitungs-, Pro-
jektierungs- und Bauleitungsarbeiten beauf-
tragt. Hier können die Kosten wiederum positiv
beeinflusst werden, indem spezifisch geeignete, in
der Sache tatsächlich erfahrene Ingenieurbüros
ausgewählt werden.

2.2 Rechnungsführung der
Gemeinde
(siehe dazu auch Kap. 1.3.1)

Die verschiedenen Kassen einer Gemeinde (z.B.
Einwohner-, Wasser-, Kanalisations/Abwasserreini-
gungs-, Fürsorgekasse) führen jeweils eine sepa-
rate Betriebs- und eine Investitionsrechnung.

Die Betriebsrechnung erfasst jährlich wiederkeh-
rende Aufwendungen für Personal, Mieten, Pacht-
zinsen, Kapitaldienste, betrieblichen Unterhalt
(Wartung) und baulichen Unterhalt unter z.B. Fr.
50'000.--.

Die Kredite in der laufenden Rechnung verfallen
jeweils Ende Jahr. Sie unterstehen nicht dem Fi-
nanzreferendum.

Die Investitionsrechnung umfasst alle einmali-
gen Finanzvorfälle, die das Vermögen der Ge-
meinde verändern, also z. B. Einnahmen wie An-
schlussbeiträge oder Ausgaben für bauliche Lei-
stungen über Fr. 50'000.- Die objektbezogen oder
in Jahrestranchen gegliederten Investitionskredite
bestehen bis zur Vollendung eines Bauvorhabens
und fallen unter das Finanzreferendum.

Die Instandhaltungstätigkeiten können auf ver-
schiedene Art und Weise den beiden Rechnungen
zugeordnet werden:

Klein genug gewählte Erneuerungsetappen bzw.
koninuierliche bauliche Erhaltungsmassnahmen
mit relativ geringen Kostenauswirkungen und kur-
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zen Realisierungszeiten werden aus administrati-
ven und buchhalterischen Gründen mit Vorteil über
die Betriebsrechnung abgewickelt. Um dem
Stimmbürger gegenüber dabei jedoch die notwen-
dige Transparenz zu schaffen, müssen die Behör-
den in geeigneter Form (z.B. mit dem Finanzplan)
über die Gesamtkosten informieren.

Bei langfristigen Massnahmenpaketen empfiehlt
es sich, dem Stimmbürger (Gemeindeversamm-
lung) nicht Objektkredite, sondern zweckge-
bundene Jahrestranchen aus der Investitions-
rechnung vorzulegen. Die Bauverwaltung kann in
diesem Fall wesentlich flexibler führen und z.B.
bei marktbedingten Kostenunterschreitungen zu-
sätzliche Objekte bearbeiten lassen, ohne der Ge-
meindeversammlung eine neue Kreditvorlage un-
terbreiten zu müssen. Ein allfällig nicht ausge-
schöpfter Restbetrag einer Jahrestranche aus der
Investitionsrechnung kann - im Gegensatz zu ei-
nem solchen aus der laufenden Rechnung - auf
das Folgejahr überschrieben werden.

Die Gemeinde Münchenstein wählte für die Er-
haltungsmassnahmen an ihrem Kanalnetz dieses
Vorgehen. Es hat sich, besonders unter Berück-
sichtigung der aktuellen Tiefpreis-Situation, be-
stens bewährt.

2.3 Lebenszykluskosten von
Anlagen

Bauliche Anlagen verursachen nicht nur Investi-
tionskosten (Planung, Landerwerb, Ausführung),
sondern auch Kosten während der Nutzung und
Instandhaltung sowie beim Rückbau (Liquida-
tion).

Die höheren Investitionskosten von "teureren" Lö-
sungen sind gegenüber dem Unterhalts- und Er-
neuerungskosten-Risiko sowie den Betriebskosten
und dem Betriebsrisiko von "billigeren" Lösungen
abzuwägen. Findet dabei vor allem die (Gratis)--
Nutzer- und Betriebsseite Gehör, entstehen zu
hohe Investitionskosten. Findet vor allem die Inve-
stitionsseite Gehör, entstehen später hohe Be-
triebs- und Instandhaltungskosten.

Der Qualitätsbegriff wird heute umfassend als op-
timale Erfüllung der Anforderungen des Kun-
den verstanden. Qualitätsbewusst planen heisst
Kosten über die unterschiedliche Lebensdauer
der verschiedenen Teilsysteme und Komponen-
ten optimieren.

Im Verlauf der gesamten Nutzungsdauer einer
Anlage fallen diese nicht kontinuierlich an (Abb.
2-2). Man kann davon ausgehen, dass jährlich
Mittel in der Grössenordnung von 1 - 2% des Wie-
derbeschaffungswertes bereitgestellt und
zweckgebunden verwaltet werden müssen, damit
die Investitionsfolgekosten langfristig gedeckt wer-
den können.

Dieser Umstand bedingt an vielen Orten ein grund-
sätzliches Überdenken der Beitrags- und Gebüh-
renpolitik.

Münchenstein bildet hier wohl eine eher seltene
Ausnahme: Seit 1938 wird z.B. das Kanalisa-
tionswesen als Regiebetrieb mit eigener Rech-
nung geführt. Die Kläranlagen werden durch den
Kanton Basel-Landschaft bewirtschaftet. Deren
Betriebskosten werden über einen Beitrag pro
Einwohner den Gemeinden belastet. Das neue
Gewässerschutzgesetz des Kantons BL sieht ab
1995 eine Verrechnung von 90% der Gesamtko-
sten der Abwasserentsorgung über den Trinkwas-
serverbrauch der Gemeinden vor.

Die erhobenen Beiträge und Gebühren wurden in
Münchenstein so angesetzt, dass die Gemeinde im
Gegensatz zu den meisten anderen öffentlichen
Körperschaften auch in einer Rezessionszeit in der
Lage ist, bedeutende Summen in die Erhaltung
ihrer Infrastruktur zu investieren.

Etliche Gemeinden stehen aber jetzt infolge ihrer
früheren "Vergraben-und-vergessen"-Politik vor der
äusserst unangenehmen Wahl, entweder ihre bau-
lichen Anlagen weiter zu vernachlässigen oder
drastische Steuererhöhungen zur Finanzierung der
Folgekosten früherer Investitionen durchzusetzen;
beide Varianten sind nicht sehr populär.

Eine "antizyklische" Investitionspolitik ist für
Gemeinden und Städte oft möglich und kosten-
sparend. Zudem verstetigt sie die Baunachfrage.
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Zeit

Lebenszykluskosten einer baulichen Anlage

Projektierung

Ausführung

Wartung

Unterhalt

Wartung

Unterhalt

Wartung

Unterhalt

Wartung

Unterhalt

Investitions-Folgekosten

dauernde Mittelbereitstellung

Abb. 2-2: Lebenszykluskosten einer baulichen Anlage

Die Ingenieure sind daher dringend gefordert,
diesen Gemeinden gangbare Lösungen anzubie-
ten, die zwar nicht allen umfassenden technischen
Richtlinien und Muster-Handbüchern Rechnung
tragen, die aber doch geeignet sind, die drohende
"Verslumung" der öffentlichen Infrastruktur mit
vertretbarem finanziellem Aufwand zu verhindern.
Hier ist nun wirklich ganzheitliches Denken ge-
fordert: Nicht nur die technische, sondern auch die
finanzielle, rechtliche und politische Kompetenz
der Ingenieure ist gefragt!

2.4 Auswirkungen der aktuellen
Konjunkturlage

Die Ingenieurverträge für Projektierung und örtliche
Bauleitung wurden 1991 mit relativ knappen Pro-
zentsätzen im Kostentarif abgeschlossen. Die
Preise im regionalen Tiefbausektor waren zu dieser
Zeit auf hohem Niveau ziemlich stabil. Ab 1992
führten massive Preiseinbrüche zu einem starken
Kostendruck auf die Ingenieurbüros (Ertragsaus-
fall bei gleichzeitger Erhöhung der Anforderungen
an die Bauleitung).

Die Bauverwaltung Münchenstein und die Inge-
nieurbüros erarbeiteten in der Folge gemeinsam
einen Vorschlag zur Korrektur der Honorarverträge,
dem folgender Ansatz zugrunde liegt:
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Die Honorare sollen -unabhängig von der Konjunk-
turlage- immer dem bei Vertragsabschluss ange-
nommenen Realwert entsprechen. Die Korrektur
soll fairerweise in Rezessionszeiten zu einer Er-
höhung und in der Hochkonjunktur zu einer
Verminderung der Kostentarif-Honorare führen.

Beim Vertragsabschluss wird also ein Honorar
vereinbart, das dem vorliegenden Projekt, den
erwarteten Leistungen des Beauftragten und den
Qualitätsvorstellungen des Bauherrn entspricht.

Das Honorar wird wie folgt berechnet:

H = B . p . F . T

H: Honorar

B: effektive Baukosten

p: Honorar-Grundprozentsatz gemäss Vertrag

F: Baukosten-Korrekturfaktor

F = Bref,91 / Bref,akt

Bref,91: Baukosten eines definierten Referenz-
objektes (fiktive Haltung zu 100m Länge)
im Jahre 1991

Bref,akt: Baukosten dieses Referenzobjektes im
aktuellen Jahr

T: Teuerungsfaktor

T = Takt / T91

Takt: Landesindex der Konsumentenpreise Ende
Juni des aktuellen Jahres

T91: Landesindex der Konsumentenpreise Ende
Juni 1991.

In Zukunft wird eventuell das SIA-Leistungs-
modell 95 eine angemessene Honorierung auch
bei Instandhaltungsprojekten ermöglichen.

2.5 Schlussbemerkungen

Ziele setzen heisst Kosten sparen.

Ziele müssen formuliert und Leistungen müssen
definiert werden, bevor Sachzwänge zu mangelhaft
geplanten Investitionen führen.

Die Rezession bietet finanziellen Spielraum
für die Erprobung technischer Verfahren;

nutzen wir ihn!

"Antizyklisches" Investitionsverhalten lohnt sich oft.

Qualitätsbewusst planen heisst Kosten opimieren.

“Überqualität” ergibt zu hohe Investitionskosten,
“Unterqualität” zu hohe Betriebs- und Instandhal-
tungs- sowie Rückbaukosten.

Faire Honorarvereinbarungen fördern die
Qualität; suchen wir sie gemeinsam!

Kosten Termine 

Leistung

Qualität

Abb. 2-3: Qualität im Zentrum
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3 Projektmanagement und
Kostenmanagement

3.0 Beispiel Melioration
Otelfingen-Boppelsen

In der Melioration Otelfingen-Boppelsen soll die
bestehende Entwässerung von rund 60 ha Acker-
land der schweizerischen Gemüsegenossenschaft
(SGG) saniert werden. Die vernässten Flächen
sind mit ausgewählten Meliorationsmassnahmen
derart zu verbessern, dass sie langfristig einer an-
gepassten Bewirtschaftung genügen.

Das Variantenstudium hat zur folgenden Lösung
geführt: Bau eines Pumpwerkes, Erneuerung der
alten Sammelleitungen, Neudrainagen auf einer
Testfläche von ca. 20 ha (1. Etappe), Örtliche Neu-
drainagen (2. Etappe).

Das Projekt wurde in die folgenden Objekte auf-
geteilt:

- Drainageleitungen 1. Etappe
- Drainageleitungen 2. Etappe
- Pumpwerk
- Verbindungsleitungen
- Instandstellung Wegnetz.

Die entsprechende Kostenübersicht und -berech-
nung ist im Abschnitt 3.4 dargestellt.

(bestehender
Sammler)

Bach

Neues Pumpwerk

Hof

Fabrikgelände

Verbindungsleitung

(Drainage 2. Etappe: Einzelmassnahmen)

Drainage 1. Etappe

Abb. 3-1: Situation Beispiel Melioration
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3.1 Projektmanagement

3.1.1 Einleitung

In den Gemeinden und Städten sind Infrastruktur-
bauten zu erhalten, zu erneuern und neuen Anfor-
derungen anzupassen. Die entsprechenden Bau-
vorhaben sind in der Regel unter Betrieb durchzu-
führen.

Die Bauvorhaben sind als Ganzes mit den Me-
thoden des Projektmanagements zu leiten. Damit
können die Projekte gegenüber den laufenden
Aufgaben der Verwaltung abgegrenzt und gezielt
mit klaren Leistungsanforderungen, Kosten-
und Terminzielen und einer spezifischen Pro-
jektorganisation durchgeführt werden.

Das Management umfasst allgemein die Funktio-
nen des Planens und Entscheidens, des Erteilens
von Anweisungen und der Kontrolle und Steuerung
mit weitgehender Befugnis (ital. maneggiare: mit
geschickter Hand führen, handhaben, bewerkstelli-
gen, bewältigen). Das Projektmanagement er-
laubt eine klare Abgrenzung von Leistungen, Ko-
sten und Terminen während allen Phasen. Mit dem
Projektmanagement werden Aufgaben, die in ihrer
Gesamtheit einmalig sind und die Kapazitäten
anderer Organisationseinheiten beanspruchen,
gemäss den projektspezifischen Zielsetzungen ge-
plant, geführt und abgeschlossen. Mit dem Pro-
jektmanagement kann ein koordinierter und zielge-
richteter Ablauf erreicht werden.

3.1.2 Charakteristiken eines Projekts

In der DIN 69 901 wird ein Projekt wie folgt de-
finiert:

Ein Projekt ist ein Vorhaben, das im wesentlichen
gekennzeichnet ist durch:
- die Einmaligkeit der Bedingungen in ihrer Ge-

samtheit,
- eine Zielvorgabe,
- zeitliche, finanzielle und personelle oder andere

Begrenzungen,
- einer Abgrenzung gegenüber anderer Vorhaben

und
- einer projektspezifischen Organisation.

Damit erfüllt jedes Bauvorhaben die Bedingungen,
um als Projekt behandelt zu werden.

Ein Bauprojekt ist ein Vorhaben zur Erstellung,
Erhaltung oder Veränderung einer baulichen An-
lage (Gebäude, Strasse, Kunstbaute, Untertag-
baute etc.) einschliesslich der technischen Instal-
lationen und Betriebsausstattungen.

Neben den Bauten können auch andere Vorhaben
als Projekt bezeichnet werden, wie die Entwicklung
eines Produktes, die Erneuerung eines EDV-Sy-
stems, die Reorganisation eines Bereichs usw.
Jede einmalig zu erledigende, grössere Aufgabe
kann als Projekt behandelt werden.

3.1.3 Bauqualität

Als Qualität wird die Gesamtheit von Eigenschaften
eines Produktes oder einer Dienstleistung be-
zeichnet, die sich auf Anforderungen beziehen.

In Anlehnung an die Normenreihe EN 29 000 ff.
kann der Begriff «Bauqualität» in einem umfas-
senden Sinn einer Projekt-Zielvorgabe wie folgt
definiert werden:

Bauqualität ist die optimale Erfüllung der Anfor-
derungen des Bestellers an die fertige bauliche
Anlage und an ihre Erstellung  bzw. Veränderung
im weitesten Sinn in Bezug auf
- die Funktion und Gebrauchstauglichkeit,
- die Kosten und
- die Termine
unter angemessener Berücksichtigung der An-
liegen der Gesellschaft.

Unter den Anliegen der Gesellschaft können bei-
spielsweise kulturelle, sozialpsychologische, öko-
nomische und ökologische Werte aufgefasst wer-
den.

Unter «Qualität» im engeren Sinn wird die Funktio-
nalität und Gebrauchstauglichkeit der baulichen
Anlage bzw. ihrer Teile verstanden.

Zur Erhaltung, Erneuerung und Anpassung einer
baulichen Anlage ist das Erbringen von Leistung-
en notwendig.
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Diese Sach- und Dienstleistungen (das was der
Besteller erhält), führen im Ergebnis zur funktionie-
renden Anlage im Teil- oder Vollbetrieb mit allen
ihren Eigenschaften. Leistungen werden in einem
bestimmten Umfeld durch das zielgerichtete, unter
menschlicher Veranlassung und Kontrolle vor sich
gehende Zusammenwirken von Einsatzmitteln

erbracht. Leistungspakete werden in der Regel im
Rahmen von Verträgen an aussenstehende Firmen
bzw. an eigene Betriebseinheiten vergeben.

Der direkte Einflussbereich des Projektmanage-
ments kann in die vier hauptsächlichen Tätigkeits-
gebiete Leistungen, Kosten, Termine und Orga-
nisation gegliedert werden.

Projektbeteiligte, Projektorganisation

Anforderungen:  Ziele

Projekt-Qualität
Anforderungen, Qualität

Leistungen

Kosten Organisation

Termine

physisches, ökonomisches, soziales Umfeld Projektumfeld

Abb. 3-2: Hauptsächliche Tätigkeitsgebiete des Projektmanagements

Das Bewusstsein für die Qualitäten der Projekte,
z.B. die Betriebsfreundlichkeit, Baukosten und -fris-
ten ist in letzter Zeit gestiegen. Der Auftraggeber
erwartet eine fachmännische Planung und Kontrolle
der Leistungen, Kosten und Termine unter der Be-
rücksichtigung der Rahmenbedingungen und der
Zufriedenheit der Projektbeteiligten. Mit dem mittel-
alterlichen Spruch

«Das Bauen ist ein grosser Lust - Hat viel kost',
habs nit gwusst»

kommt man nicht mehr an. Klare Grundlagen für
Entscheide und ein kontrollierter Projektablauf sind
gefragt.

Bei den Projekten zur Erhaltung und Neugestaltung
besteht in der Regel ein grosser Kosten- und
Entscheidungsspielraum zwischen einer kurzfristi-
gen und oberflächlichen Reparatur und einer Er-

neuerung, die die Anlagen wieder auf längere Zeit
auf einen nutzungs- und unterhaltsfreundlichen
Stand bringt.

3.1.4 Projektziele und Rahmenbedingungen

Projektziele beziehen sich einerseits auf das fertig-
gestellte Bauwerk, dessen Nutzung und Betrieb und
andererseits auf dessen Erstellung bzw. dessen
Umbau oder Erweiterung. Dabei ist aber ein direkter
«Start-Ziel-Flug» nicht möglich, sondern es müssen
Etappen- und Teilziele gesetzt werden.

Die Projektziele müssen für jedes Bauvorhaben neu
definiert werden. Sie sind die unabdingbare Vor-
aussetzung, um das richtige Vorgehen und die
geeigneten Mittel zu wählen, das Projekt unter Kon-
trolle zu halten und den Projekterfolg zu messen.
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Ohne verständliche und überzeugende Ziel-
setzung kann ein Projekt weder geplant noch er-
folgreich durchgeführt werden.

Ein Vergleich mit der Luft- und Seefahrt liegt hier
nahe: Die beste Navigation nützt nichts, wenn der
anzulaufende Hafen nicht genügend bekannt ist.

Beispiel: Projektziele für die Sanierung eines Stras-
senabschnitts

- Erhöhung der Verkehrssicherheit
- Geringe Beeinträchtigung der Verkehrsteilneh-

mer und Anwohner während dem Umbau
- Angemessene Lebensdauer der Anlageteile
- Tiefe Erneuerungskosten

Rahmenbedingungen sind keine Ziele! Während
Ziele die Richtung festlegen, engen Rahmenbe-
dingungen den Handlungsspielraum ein. Sie defi-
nieren Grenzwerte und stellen Einschränkungen
bezüglich der Mittel und Wege zur Erreichung der
vorgegebenen Ziele dar.

In diesem Sinne bilden Rahmenbedingungen die
Grenzen des Lösungsraums: Sie grenzen Mögliches
von Unmöglichem und Zulässiges von Unzulässi-
gem ab.

In bezug auf Bauprojekte können die folgenden
Arten von Rahmenbedingungen unterschieden wer-
den:

- Betriebliche Rahmenbedingungen
(Ausbaustandard, Sicherheit während und nach
dem Umbau etc.)

- Technische und ökologische Rahmen-
bedingungen
(angrenzende Anlagen, Produktevorschriften
etc.)

- Zeitliche Rahmenbedingungen
(Betriebsspitzen, spätester Betriebsbeginn,
Lebensdauer etc.)

- Finanzielle und ökonomische Rahmen-
bedingungen
(Finanzierungsmöglichkeiten, Betriebskosten,
Rentabilitäten etc.)

Besonders zu beachten sind Rahmenbedingungen
die Gesetzescharakter haben (Baugesetz, Gewäs-
serschutzgesetz, etc.). Nicht zu vernachlässigen
sind aber auch individuelle und informelle Bedin-
gungen. Sie können eine Investition vielleicht nicht
grundsätzlich verhindern, aber unzumutbar er-
schweren.

Weiter ist zwischen Rahmen- und Randbedingun-
gen zu unterscheiden. Rahmenbedingungen können
sich im Laufe der Zeit verändern (Erlasse von Be-
hörden, wirtschaftliches Umfeld, öffentliche Finanz-
situation), während die Randbedingungen für das
ganze Projekt als fix gelten.

Rahmenbedingung:

Die Ausgaben für die Investitionen im nächsten
Jahr dürfen 2.5 Mio. Fr. nicht übersteigen, sofern
die Steuerfusserhöhung von 3% genehmigt wird.
Wenn die Steuern nicht erhöht werden, können
max. 2 Mio. Fr. ausgegeben werden.

Randbedingung:

Der Kredit für das Kanalisationsprojekt beträgt 3.6
Mio. Fr. (Preisstand 01.04.94).

Ziele und Rahmenbedingungen sollen rechtzeitig
(nicht nachdem schon geplant, oder gar schon
gebaut ist) definiert werden. Ein Teil der Ziele und
Rahmenbedingungen kann noch relativ spät im
Projektablauf bestimmt werden (wenn man mehr
weiss).

Beispiel:

Bei einem Umbau kann der Zustand untergeordne-
ter Bauteile manchmal nur mit unvertretbarem Auf-
wand oder gar nicht im Voraus erfasst werden. Also
müssen Entscheide während der Ausführung vor-
behalten bleiben.

Für jedes Umbauvorhaben sind immer wieder
(vom Groben zum Detail) klare Absichten
(Zielsetzungen) und Rahmenbedingungen zu
formulieren bzw. zu aktualisieren. Damit wissen
die Projektbeteiligten jeweils wie weit die Um-
baumassnahmen gehen sollen und was für Bedin-
gungen dabei zu beachten sind.
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3.1.5 Bauliche Anlage

Die Idealisierung der in Betrieb stehenden Anlage
als System eignet sich am besten als grundle-
gendes Modell für das Management und die Koor-
dination einer baulichen Anlage.

Die Anlage wird also systematisch in Objekte (z.B.
Strassenstück), Teilsysteme (z.B. Entwässerung)
und Komponenten (z.B. Schacht) gegliedert. Diesen
Teilen werden dann die Leistungen, Kosten und
Termine sowie Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten zugeordnet, die als massgebende Eigen-
schaften für die Projektleitung dienen.

Das Gesamtsystem weist eine Systemgrenze auf,
die mit dem Bauherrn festzulegen ist. Solange nicht
klar ist, was zum Projekt gehört und was nicht,
können die betreffenden Leistungen, Kosten und
Termine nicht genügend zielstrebig geführt werden.
Grössere Unklarheiten können zu einem untolerier-
baren Ausufern bzw. zu einer unerwünschten
Beschränkung der Leistungen führen (Teile, die
man nicht bzw. auch noch hätte erneuern sollen).

Bei der Systemgestaltung sind auch das Umfeld
und die Umwelt zu berücksichtigen. Diese können
einen grossen Einfluss auf die bauliche Anlage aus-
üben.

Beispiele:

- Umweltverträglichkeit
- bestehende Anlagen.

3.1.6 Projektorganisation

Projektbeteiligte (Aufgabenträger) sind Einzelper-
sonen oder Personengruppen, denen in der Projekt-
organisation Leistungen übertragen werden. Das
Die Einstellung und das Können der Projektbetei-
ligten beeinflusst die Kosten.

Das Kostenbewusstsein und der Wille der Pro-
jektbeteiligten, für den Bauherrn zu optimalen Ko-
sten zu bauen, sind die wichtigste Grundlage für
ein erfolgreiches Kostenmanagement.

Bei grösseren Bauprojekten von Gemeinden und Städten stehen folgende Projektbeteiligte im Vordergrund:

Bauherr: Die auftraggebende Behörde ist Initiantin und Trägerin des Bauvorhabens. Sie muss
auch die Funktion des «Projektleiter Bauherr» sicherstellen. Bei Verkehrsanlagen treten
oft mehrere Bauherren auf (z.B. Tiefbauamt, Werke, Strassenbahn), die zu koordinieren
sind.

Betreiber,
Benutzer: Die Betreiber und Benutzer sorgen für die Verwaltung, Nutzung, den Betrieb, die In-

standhaltung und die Bewirtschaftung der baulichen Anlagen. Sie sind wichtige Partner
der Baufachleute für die Planung und Durchführung von Erhaltungsmassnahmen, Um-
bauten und Erweiterungen.

Geldgeber: Die Finanzierung erfolgt in der Regel ebenfalls durch die Gemeinde bzw. die Stadt,
allenfalls mit Unterstützung von Kanton und Bund sowie privaten Beiträgen.

Behörden, Dritte: Behörden, Ämter, Werke oder andere öffentlich-rechtliche Organe vertreten die Interes-
sen der Öffentlichkeit und der Umwelt. Diese Instanzen können sowohl über- oder ne-
bengeordnet sein. Dritte sind z.B. Besitzer von baulichen Anlagen, welche an die umzu-
bauende Anlage angrenzen.
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Gesamtleiter: Der beauftragte Gesamtleiter ist Gesprächspartner des Bauherrn und des Betreibers. Er
führt die Planer, Projektierenden und Bauleiter. Er ist für die gesamthafte Optimierung
der Parameter Leistungen, Kosten und Termine verantwortlich. Der Gesamtleiter kann
durch einen Stab unterstützt werden.

Planer,
Projektierende: Die beauftragten Ingenieure, Architekten, Spezialisten und Berater sind auf ihren Fach-

gebieten für die optimale Planung und Projektierung verantwortlich.

Bauleiter: Die beauftragten örtlichen Bauleiter und Fachbauleiter überwachen und koordinieren die
Ausführungsarbeiten. Sie sind Gesprächspartner der Ausführenden und Lieferanten.

Ausführende,
Lieferanten: Die Unternehmer, Subunternehmer, Handwerker und Lieferanten sind für die Erstellung

der verschiedenen Teile der baulichen Anlage und der dazu notwendigen Lieferungen
verantwortlich.

Besonders bei kleineren Projekten kann eine Firma
bzw. Person auch mehrere Funktionen überneh-
men. In jedem Fall ist auf eine klare Zuordnung und
Abgrenzung der Funktionen, Verantwortungen und
Kontrollen bezüglich Leistungen, Kosten etc. zu
achten.

Bei jedem Bauvorhaben ist in Absprache mit dem
Bauherrn eine spezifische Projektorganisation
aufzustellen, zu führen und jeweils bei Bedarf
anzupassen.

Jeder Projektbeteiligte ist in die Stammorgani-
sation seiner Unternehmung integriert. Während
der Projektabwicklung wird er zusätzlich in die
Projektorganisation eingefügt.

Neben der fachlichen Kompetenz spielt die Bereit-
schaft zur Zusammenarbeit eine grosse Rolle. Die
Arbeit im Team ist zur Lösung von komplexen
Problemen unumgänglich. Dabei darf aber Team-
Arbeit nicht als Abkürzung für «Toll ein anderer
macht's» verstanden werden.

2.1.7 Projektablauf und Termine

Die Gliederung des gesamten Projektablaufs in
einzelne Projektphasen erlaubt eine systemati-
sche Planung und Kontrolle in zeitlicher Hinsicht.

Die straffe Führung über die Phasen und das Er-
reichen der entsprechenden Leistungen und Ent-
scheide ist erstrangiges Mittel für die erfolgreiche
Leitung von Bauvorhaben.

Bei Änderungen durchlaufen die betreffenden Teil-
systeme und Komponenten grundsätzlich die Pla-
nungsphasen sowie allenfalls die Vorbereitung der
Ausführung (i.d.R. Nachträge) nochmals.

Die im folgenden dargestellten Phasen beruhen auf
der Empfehlung SIA 450 «Kosteninformationen».

Es existieren andere, ähnliche Standard-Projekt-
phasenmodelle (z.B. LHO und LM 95 des SIA). Bei
einzelnen Bauherren (z.B. SBB) existieren Prinzip-
schemen für den Projekt- bzw. Investitionsablauf,
das an ihre Projektarten angepasst ist.

Phase 0: Vorbereitung

Ziel: Definition der Bedürfnisse
(Projektdefinition)
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Phase 1: Vorprojekt

Ziel: Gestalterisches, räumliches und betrieb-
liches Konzept (Vorprojekt), evt. Projek-
tierungskredit, Kostenschätzung, Mach-
barkeit

Phase 2A:Bauprojekt

Ziel: Systemdefinition,
Grundlagen Bewilligungsverfahren
(Bauprojekt 1. Teil)

Auflageverfahren, Plangenehmigung

Phase 2B:Detailprojekt

Ziel: Kostenvoranschlag, Zustimmung zum
Baukredit, Grundlage für die Ausschrei-
bung (Detailprojekt)

Phase 3: Vorbereitung der Ausführung

Ziel: Ausführungsreife, Vergabe z.B. Proviso-
rien

Phase 4: Ausführung

Ziel: Vertragsgemässe Realisierung (oft unter
Betrieb)

Phase 5: Inbetriebsetzung und Abschluss

Ziel: Übergabe der gesamten Anlage (evt. in
Etappen) und der Dokumentation, Ge-
nehmigung der Abrechnung

Der Lebenszyklus einer baulichen Anlage be-
ginnt mit ihrer Erstellung (Neubau).

Während der anschliessenden Nutzungszeit wer-
den Erhaltungs-, Erneuerungs- und Anpas-
sungssprojekte durchgeführt. Dabei hat der lau-
fende Betrieb (z.B. Verkehr) eine hohe Priorität.
Bauen ist eine "Nebensache", die möglichst nicht in
Erscheinung treten soll. Provisorien werden akzep-
tiert, wenn sie funktionieren und nicht länger dauern
als nötig.

Der Lebenszyklus einer baulichen Anlage wird
schliesslich mit der Ausserdienststellung bzw. ihrem
Rückbau (Abbruch, Recycling, Liquidation)
beendet. Diese Aktion kann ebenfalls als eigenes
Projekt betrachtet werden.

3.2 Management by projects

3.2.1 Projektarten

In den Gemeinden und Städten laufen immer meh-
rere Projekte gleichzeitig. Somit ist hier nicht nur
Projektmanagement gefragt, sondern es ist ein
Projekte-Management notwendig. Dazu ist als erste
Massnahme die Vielfalt der Projekte nach Typen zu
sortieren.

Beispiel Projektarten:

- Hochbauprojekte z.B. Schulhaus-Renovation

- Anlagenprojekte, z.B. Erneuerung Kläranlage, 
Wasseraufbereitung, Recyclinganlage

- Strassen- und Kanalisationsprojekte inkl. 
Werkleitungen

- EDV-, Informatik- und Organisationsprojekte

- Betriebsprojekte, z.B. Zustandserfassung, 
Wartungs- und Reinigungsorganisation.

3.2.2 Zuordnung der Projekte

Im Bauamt werden normalerweise unterschieden

- Bewilligung von Bauten und Anlagen: "Inspek-
torat" (hier nicht zu behandeln)

- Betrieb, Überwachung und Bewirtschaftung von
eigenen Liegenschaften, Bauten und Anlagen
inkl. betrieblicher Unterhalt (evt. auch Umbau-
ten und Instandhaltung)

- Neubau, Umbau, Erhaltung, Ausbau von bau-
lichen Anlagen (inkl. Koordination mit Projekten
Dritter): "Projektmanagement".
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Organisation Variante A:

  

Bauvorstand
Bauamt

Verwaltung,
Inform atik und

EDV

Strassen
und

Werkleitungen
Hochbau

Management
Grossprojekte Anlagen

Koordination Projekte,
Finanzmanagement

Betrieb Betrieb Betrieb Betrieb

Projekte

Grossprojekte

Projekte Projekte Projekte

Organisation Variante B:

Projekte

Projekte

Projekte

Projekte

  Verwaltung,
Informatik und

EDV
StrassenHochbau

Wasser,
Abwasser

Koordination Projekte,
Finanzmanagement

Betrieb

Betrieb

Betrieb

Betrieb

Projekte

Projekt-
management

ProjekteProjekte Projekte

Bauvorstand
Bauamt

Projekt-
wirtschaft

Betriebs-
wirtschaft

Abb. 3-3: Beispiele für die Zuordnung der Projekte im Bauamt
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Für das Finanz- und Kostenmanagement ist ent-
scheidend, dass alle Bauvorhaben professionell als
Projekte geleitet werden. Die Projektleiter müssen
entsprechend ausgebildet und ausgewählt werden.

Für den Betrieb sind ständige Organisationseinhei-
ten vorzusehen. Für die Projekte, insbesondere für
grössere Projekte, sollen spezialisierte Projektleiter,
welche z.B. betreffend der Investitionskosten ver-
antwortlich sind, eingesetzt werden. Die Betriebs-
verantwortlichen sollen ihre Anforderungen und
Erfahrungen (z.B. betreffend Betriebs- und Unter-
haltskosten) bei oder in der Projektleitung anbringen
können.

Für jedes einzelne Projekt ist ein Projektleiter als
zentrale verwaltungsinterne oder -externe Person
zu bezeichnen. Er kann durch ein Projektleitungs-
team bzw. durch Arbeitsgruppen unterstützt wer-
den. Die Projekte in jedem Bereich oder die
Gesamtheit der Projekte ist einem Projektever-
antwortlichen, d.h. jemandem, der für die über-
geordnete Betreuung und Kontrolle dieser Projek-
te verantwortlich ist, zuzuordnen.

Die Organisation, die Kreditüberwachung, die Prio-
risierung, die Verträge und das Berichtswesen soll-
ten weitgehend formalisiert werden, um so alle
Vorhaben mit Blick auf die Ziele und Mittel der Ge-
meinde bzw. Stadt zu koordinieren und die Steuer-
ung der Projekte zu rationalisieren (siehe Kapitel 1).

3.2.3 Risiko und Reserven

Bei Projekten zur Erhaltung, Erneuerung und An-
passung der baulichen Infrastruktur können Über-
raschungen, insbesondere bezüglich des Zustan-
des der Anlagen und des Aufwandes für die erfor-
derlichen Arbeiten, auftreten.

Das Risiko kann jedoch durch geeignete Zu-
standaufnahmen und -beurteilungen, durch Pla-
nung und Projektierung (inkl. Bau- und Betriebs-
zustände) und eine zuverlässige Überwachung
sowie Steuerungsmassnahmen (Gesamtleitung,
Bauleitung, Controlling) stark reduziert werden.

Besonders beim Bauen unter Betrieb ist mit einem
bedeutenden Planungs- und Überwachungsauf-

wand zu rechnen, der jedoch aus Sicherheits- und
Kostengründen gerechtfertigt ist.

3.3 Kostenmanagement

3.3.1 Einleitung

Kosten sind untrennbar mit der Bestellung und
Erstellung von Leistungen verbunden. Sie wider-
spiegeln den Aufwand und die Marktsituation (und
damit die Wertschätzung der dabei verbrauchten
Güter). Einem Projekt werden die einmaligen Kos-
ten und die bewertbaren Ergebnisse zugerechnet.

Verschiedene Gründe können zu Kostenüber-
schreitungen bei Bauprojekten führen. Beispiele
dazu sind:

- zu hohe Ansprüche

- unklare Ziele und Vorgaben

- ungenügende Vorabklärungen

- ungeschickte Leistungs- und Vertrags-
formulierungen

- Unterschätzung der Kosten

- nicht rechtzeitige Realisierung.

Im Rahmen der Kostenplanung muss ein Optimum
zwischen Kosten und Nutzen angestebt werden.

Die Kosten dürfen somit nicht isoliert betrachtet
werden, sondern sie sind immer im Zusammen-
hang mit den Leistungen sowie den Terminen
zu sehen.

Damit bildet das Kostenmanagement einen Teil des
Projektmanagements.

3.3.2 Grundbegriffe

Bauprojektkosten sind bewerteter, leistungsbezo-
gener Güterverbrauch (Dienst- und Sachleistun-
gen) im Zusammenhang mit der gesamten Erstel-
lung bzw. Veränderung einer betriebsfertigen bau-
lichen Anlage. Darin eingeschlossen sind unter an-
derem:
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- Landerwerb

- Provisorien, Umstellungskosten

- Planungs-, Projektierungs,- Bauleitungs- und
Projektleitungsaufwand inkl. Zustandserfassung

- Kosten der Ausführungsarbeiten und Lieferun-
gen inkl. Eigenleistungen

- Ausstattungskosten

- Gebühren, evt. Bauzinsen, Öffentlichkeitsarbeit

- Inbetriebsetzungs- und Dokumentationskosten

Die Kosten werden in der Regel nach einem Bau-
kosten-Kontenplan zusammengestellt, der u.a. die
Funktion einer Checkliste hat.

Die Kapitalkosten der Investitionen schlagen sich
während der Nutzung über Zinskosten und Ab-
schreibungen als Aufwand in der Betriebsrech-
nung nieder.

Eine Investition muss deshalb im Betrieb zu

- der Erfüllung neuer Anforderungen 
("Ertragserhöhung") und/oder

- geringeren Betriebs- und Unterhaltskosten 
("Aufwandsenkung")

führen.

Die Kosten entstehen nicht plötzlich. Sie werden bei
einem geordneten Ablauf aus einem Planungs-,
Optimierungs- und Steuerungsprozess mit entspre-
chenden Entscheiden eingegangen.

Kostenfestlegung Kostenentstehung

Kredit: 1.8 Mio Abrechnung: 1.73 Mio

Entscheid

Zeit

Realisierung

Projektierung

Genehmigung

Entscheidungs-
spielraum
Investitionskosten

Kosten-
entstehung
(kumulativ)

Abb. 3-4: Dynamik des Kostenmanagements: Kostenfestlegung und Kostenentstehung
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Kostenfestlegung

Während der Projektierung bilden die geplanten
Kosten eine Entscheidungsbasis für das weitere
Vorgehen und für die Überprüfung des Investitions-
volumens.

Kostenentstehung

Während der Realisierung nehmen die Kosten die
Form von Verträgen und Rechnungen an. Hier ist
der Entscheidungsspielraum stärker eingeengt,
doch bedeutet dies nicht, dass man das Projekt
einfach sich selbst überlassen kann.

Vereinfacht gesagt bedeutet dies für das Kosten-
management:

Lege das Gewicht auf die Kostenplanung, aber
vergiss nicht die Vergaben und Rechnungen zu
kontrollieren.

Das Ziel der Wirtschaftlichkeit ist es,

- eine bestimmte Leistung mit minimalen Kosten
oder

- mit einem bestimmten Aufwand einen maximal-
en Ertrag zu erreichen.

Wirtschaftlichkeit: Aufwand / Ertrag → Min.

oder: Kosten / Leistung→ Min.

Für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit müssen
Alternativen und eine klare Zielsetzung vorliegen.

Dann sind

a) entweder die Investitionskosten mit dem Anla-
gen-Wertzuwachs infolge des Projektes (wobei
die Höhe der Betriebs- und Unterhaltskosten
den neuen Wert der Anlage beeinflussen)

b) oder der Jahresaufwand mit dem Jahresertrag
bzw. Jahresnutzen (wobei ein für die Lebens-
dauer der Anlageteile repräsentatives Durch-
schnittsjahr zu wählen ist)

zu vergleichen.

Die Betriebskosten werden aus den bestehenden
Betriebsrechnungen und Zahlen aus andern
Anlagen ermittelt. Die Unterhaltskosten ergeben
sich aus dem auf die Jahre verteilten Aufwand für
Inspektion und Erneuerung (abhängig von der
Lebensdauer).

Finanzaspekt

Schliesslich ist die Frage zu beantworten, wie-
viele finanzielle Mittel für das Projekt wann be-
reitzustellen sind und woher sie beschafft werden
können ("cash management").

Finanzbedarf: Darstellung der erforderlichen
Geldmittel im Projektablauf (Bei-
spiel: Abb. 3-5)

Finanzierung: Darstellung der Beschaffung
dieser Geldmittel im Projektab-
lauf aufgrund der Bedarfsmeldun-
gen

Finanzplanung: Ausweis, dass der Verbrauch (die
Verwendung) und die Beschaf-
fung (die Herkunft) der Mittel auf-
einander abgestimmt sind.

Controlling

Ausgehend von einem Ziel (Soll-Zustand) werden
die jeweilige Situation (Ist-Zustand), das voraus-
sichtliche Ergebnis (Wird-Zustand) und die Abwei-
chungen sowie ihre Folgen ermittelt und entspre-
chende Korrekturmassnahmen erwirkt.

Das Controlling wird bei allen leitenden Stellen der
Projektorganisation, je für den betreffenden Ver-
antwortlichkeitsbereich, durchgeführt (z.B. Baustel-
le, Teilprojektleitung, Bereichsleitung, Gesamtlei-
tung, Bauherr, Betrieb). Die Gebiete Leistungen,
Kosten, Finanzen, Termine, Risiken und Reserven
werden durch eine Controlling-Instanz überprüft.

Damit wird ein wesentlicher Beitrag zu einer
umfassenden Qualitätssicherung geleistet. Die
Behandlung der Qualitätssicherung selbst ist nicht
Gegenstand der vorliegenden Publikation.
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2,0

1,0

Mio

1995 1996 1997 1998

1. Quartal 0,4 Mio.

2. Quartal 0,6 Mio.

3. Quartal 0,6 Mio.

4. Quartal 0,8 Mio.

4,0 Mio.

7,2 Mio.

2,0 Mio.

Abb. 3-5: Beispiel Finanzbedarf

Die Erstellung der Dokumente mit Kosten-
informationen im Projektablauf, insbesondere
Kostenschätzung, Kostenvoranschlag, Kostenstand
(Kostensituation und -prognose) und Abrechnung
sind Leistungen der Beauftragten zuhanden des
Bauherrn zum Zweck der Kostenbeurteilung und
-beherrschung.

In der Abb. 3-6 sind die wichtigsten kostenrele-
vanten Dokumente, die die Projektbeteiligten im
Projektablauf erstellen und verwenden, dargestellt.
Eine detaillierte Darstellung der Kosteninformatio-
nen und ihres Austausches kann der Empfehlung
SIA 450 und der Dokumentation SIA D510 ent-
nommen werden.
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2A

2B
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Vorbe-
reitung
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Detail-
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5
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setzung
und
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führung
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führung
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(Angebots-)Kalkulation

    PLANER UND
PROJEKTIERENDE

AUSFÜHRENDE UND
      LIEFERANTEN

Kostenrahmen

Kostenrahmen

Baukostenermittlung
(Kostenvoranschlag)

Baukostenermittlung
 (Kostenschätzung)

Baukostenermittlung
(Kostenschätzung)

Baukostenermittlung
(Kostenvoranschlag)
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Leistungsverzeichnis Leistungsverzeichnis
Angebotsmantel

Werkvertragsmantel
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Baukostenermittlung
    (Grössenordnung 
     Baukosten)

Baukostenermittlung
(Grobschätzung 
 Baukosten)

Baukostenermittlung
    (Grobschätzung 
     Baukosten)

Angebotsprüfung
und -vergleich

Projekt-Abrechnung

Projekt-Abrechnung

Schlussrechnung

Kostensituation,
-prognose

Kostensituation,
-prognose

Auswertung Baukosten
für andere Projekte

Angebotsprüfung
und -vergleich

Leistungsstand
und -prognose

Ausmass

Rechnung

Zahlungs- und
Abrechnungskontrolle
Zahlungsantrag

Zahlungs- und
Abrechnungsübersicht
Finanzbedarfsplan

Zahlungsantrag

Auswertung Baukosten
für andere Projekte

Schlussrechnung

Projekt-
PHASE

(auch während Projekt) (auch während Projekt)

Abb. 3-6: Dokumentenübersicht im Projektablauf
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3.3.3 Kostenstadien

Die Kosten durchlaufen verschiedene Stadien von
der Schätzung ihrer Grössenordnung aufgrund von
Vorstudien über die Kostenschätzung (KS), den
Kostenvoranschlag (KV), die Verträge, die Rech-
nungen bzw. Zahlungsanträge und die Schluss-
rechnungen der einzelnen Unternehmer bis zur
Gesamtabrechnung. Zu einem bestimmten Zeit-
punkt sind die Kosten für die einen Leistungen
bereits bezahlt (z.B. die Planungskosten für das
Bauprojekt), während die Kosten anderer Leis-
tungen erst im Stadium der Kostenschätzung sind
(z.B. die Kosten für die Umgebungsarbeiten).
Zudem kann der KV infolge genehmigten Mehr-
bzw. Minderleistungen ändern. Abb. 3-7 zeigt das
Bild einer Kostenentwicklung vom KV bis zur Ab-
rechnung.

Wichtig ist, dass die verantwortlichen Stellen die
Entwicklung der Kosten sehen und unter Kon-
trolle halten bzw. steuernd eingreifen.

Es geht beim Kosten-Controlling darum, immer
wieder bei den teilweise und noch nicht erbrachten
Leistungen eine Kostenprognose zu erstellen und
erforderliche Massnahmen zu ergreifen.

Steuerungsmassnahmen wirken wegen Sachzu-
sammenhängen in der Regel nur, wenn man
rechtzeitig und mit der nötigen Entschiedenheit
eingreift.

19x1 19x2 19x3

Start Ziel

Verträge
(vgl. KV)

Zahlungs-
anträge PL
(vgl. Verträge)

Schluss-
rechnungen
(vgl. Verträge)

(vgl. KS)
KV Abrechnung

(vgl. KV)

(b: Minderleistung,
Schätzungskorrektur)

(a: Mehrleistung, Schätzungskorrektur)

Abb. 3-7: Kostenstadien und Kostenentwicklung zwischen KV und Abrechnung
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3.3.4 Kostengliederung und Kostendaten

Die Gliederung der Leistungen und Kosten hat das
Ziel, dass diese immer genauer erfasst werden
können und dass nichts vergessen geht. Die
Kostenübersicht und -berechnung für das Beispiel
im Abschnit 3.0 ist im Abschnitt 3.4 dargestellt.

Die Kostengliederungen sollen eine klare, vergleich-
bare und rasche Zuordnung der Kosten während
des ganzen Projektablaufs sowie einen rationellen
EDV-Einsatz ermöglichen.

Die Kostenstrukturen sind die wichtigste Check-
liste für die Planung und Kontrolle der Kosten.

Sie sollen auf systematischen, anschaulichen
Grundlagen, insbesondere der physischen Struktur
der Anlage (Unterteilung in Objekte, Teilsysteme
und Elemente), aufgebaut und auf die Einfluss-
nahme auf die Kosten, insbesondere auch auf
Instandsetzungsprojekte abgestimmt sein.

Die Kostengliederung erfolgt vom Groben zum De-
tail und ermöglichen stets eine Zusammenfassung
zum Groben. Die zunehmende Detaillierung
bedeutet, dass die Mengen des Güterverbrauchs
immer feiner aufgeteilt werden.

Gesamtkosten = Σ (Menge x Preis)

Die Strukturierung des Projekts resp. der Projekt-
kosten (Projektstrukturplan, PSP) kann nach ver-
schiedenen Gesichtspunkten erfolgen. Die Erfah-
rung zeigt immer wieder, dass die geschickte und
vernünftige Strukturierung zu Beginn eines Pro-
jektablaufs eine wesentliche Voraussetzung für das
gute Funktionieren des Projektmanagements dar-
stellt.

Eine zu grobe Struktur ist nicht genügend trans-
parent.

Eine zu feine Aufteilung kann die Übersicht min-
dern und verursacht einen zu hohen Aufand.

Die Struktur soll so früh wie möglich definiert und
während des ganzen Projektablaufs durchgehend
verwendet werden. Es müssen allerdings auch
Anpassungen möglich sein.

Jede Kostenschätzung, jedes Teilbudget, jede Ver-
gabe oder Bestellung und jede Rechnung muss in
diese Projektstruktur eingepasst und entsprechend
kontiert werden .

Als hauptsächliche Gliederungskriterien für die
Kosten für Neubau und Instandhaltung kommen
in Frage:

- räumliche Gliederung (z.B. Objekte)

- artorientierte Gliederung
(z.B. Teilsystem- und Elementarten)

- verrichtungsorientierte Gliederung
(z.B. Positionen NPK)

- leistungsorientierte Gliederung
(z.B. Leistungsträger)

- zeitliche Gliederung (z.B. Projektphasen)

Wichtige gängige Strukturen für kommunale Hoch-
und Tiefbauprojekte sind:

- Objektarten (VSS)

- Kostenarten (BKP, VSS)

- Ausschreibung (NPK)

Eine Elementkostengliederung (CRB) ist im Aufbau
begriffen. Im Hochbau ist sie bereits eingeführt.

Für die Betriebskosten gelten die Kontenpläne der
betreffenden Betriebsrechnung.

In den letzten Jahren haben zahlreiche Gemeinden
standardisierte Rechnungsmodelle und Kontenplä-
ne eingeführt, die bei der Ermittlung, beim Ver-
gleich und bei der Darstellung der Kosten zu be-
achten sind.

Für die Berechnung der Kosten stehen folgende
Informationen zur Verfügung

- eigene Projekte und Vergleichswerte

- publizierte Daten
z.B. CRB (Schweiz. Zentralstelle für
Baurationalisierung) und
SBV (Schweiz. Baumeisterverband)
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3.4 Beispiel Kostenübersicht
und -berechnung

Das Projekt "Melioration Otelfingen-Boppelsen"
wird in die Objekte 11, 12, 21, 22 und 30 gemäss
untenstehender Tabelle unterteilt. Die Kostenarten

in der ersten Spalte wurden entsprechend der
Norm SN 641 700 (Kostenstruktur für Verkehrs-
anlagen) gewählt.

Die Kosten der Objekte 12, 22 und 30 wurden sum-
marisch, diejenigen der Objekte 11 und 21 detail-
lierter ermittelt.

Kostenarten Projektbestandteile Total Fr.

Objekt 11

Drainage-
leitungen

1. Etappe

Objekt 12

Drainage-
leitungen

2.Etappe

Objekt 21

Pumpwerk

Objekt 22

Verbin-
dungs-

leitungen

Objekt 30

Instand-
stellung
Wegnetz

Grobe Kostenschätzung
Objekte 12, 22 und 30 - 45 000 - 223 000 70 000 338 000

0 Grundstücke 17 300 55 397

1 Bauvorbereitung 160 3 500

2 Erdbau, Unterbau,
Vortrieb

195 471 21 301

3 Rohbau Oberbau 14 302

6 Betriebs-Ausstattung 30 820

8 Honorare und
übrige Kosten:
Honorare 27 681 12 532
Unvorhergesehenes 21 388 16 148

Kostenschätzung
Objekte 11 und 21 262 000 - 154 000 - - 416 000

Total Fr. 262 000 45 000 154 000 223 000 70 000 754 000

Abb. 3-8: Kostenübersicht
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0 GRUNDSTÜCK

Spülen der Leitungen m 20 000 0.80 16 000
Öffnen der Abzweiger St 65 20.00 1 300

0 Grundstück total 17 300

1 BAUVORBEREITUNG

Wasserhaltung h 20 8.00 160

1 Bauvorbereitung total 160

2 ERDBAU, UNTERBAU, VORTRIEB

Drianageleitungen NW 250 m 195 43.60 8 502
Drainageleitungen NW 200 m 1860 35.60 66 216
Drainageleitungen NW 150 m 520 31.60 16 432
Drainageleitungen NW 125 m 930 28.60 26 598
Drainageleitungen NW 100 m 65 25.60 1 664
Drainagesauger NW 80 m 2560 21.60 55 296
Schächte St 16 753.00 12 048
Anschlüsse 125-150/100 St 105 23.00 2 415
Anschlüsse 200-250/100 St 140 45.00 6 300

2 Erdbau, Unterbau, Vortrieb total 195 471

8 HONORARE UND ÜBRIGE KOSTEN

Honorare % 13.00 von 0 - 7 27 681
Unvorhergesehenes %  ca. 10.00 von 0 - 7 21 388

8 Honorare und übrige Kosten total 49 069

Objekt 11: Drainageleitungen 1. Etappe 262 000

Abb. 3-9: Kostenberechnung Objekt 11
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4 Kostenplanung und Kreditvorlagen

4.0 Beispiel Emmentalstrasse
Burgdorf

Die Emmentalstrasse in Burgdorf ist ein Teilstück
der Durchgangsstrasse aus dem Emmental zur
Autobahn Bern-Zürich. Durch den Schwerverkehr
stark in Mitleidenschaft gezogen, ist sie sanie-
rungsbedürftig; bei der Abzweigung Schmiedenrain
ist eine Linksabbiegespur zu erstellen; die Fuss-
gängerverbindungen und Gehwege müssen ver-
bessert werden; die Gas- und die Wasserleitung
weisen ungenau definierbare Leckstellen auf und
müssen ersetzt werden; die Dimension der Kanali-
sation ist zu klein; die Abwasseranschlüsse der

anliegenden Gebäude münden zum Teil in den
anliegenden Wöschhüslibach statt in die Kanalisati-
onsleitung; die Abdeckung dieses Bachs ist ein-
sturzgefährdet; die ökologischen Verhältnisse und
die Lebensqualität (auch für die Fische) sollen
durch eine offene Führung erhöht werden; der
Lärm beim Burgerheim ist stark störend.

Die Gas-, die Abwasser- und die Wasserleitungen
sollen aus separaten Kassen finanziert werden; die
Kreditvorlage erstreckt sich über sämtliche Arbei-
ten.

Die Darstellung der Kosten entsprechend der Norm
SN 641 700 ergibt folgende Übersicht:

Bestandteile des Projektes

Kostenarten
Strasse,
Gehweg,

Bach
Kanalisation

Gas- und
Wasser-
leitungen

All-
gemeines Total

Landerwerb 135'000.- 135'000.-

Erdbau, Unterbau 1'535'000.- 695'000.- 615'000.- 2'845'000.-

Lärmschutz 120'000.- 120'000.-

Umgebung 255'000.- 255'000.-

Honorare, Nebenkosten 260'000.- 260'000.-

Geamtkosten 2'045'000.- 695'000.- 615'000.- 260'000.- 3'615'000.-

Staatsbeitrag 120'000.- 120'000.-

Nettokosten 3'495'000.-

Abb. 4-1: Kostenübersicht Kreditvorlage 1984
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Abb. 4-2: Situation Emmentalstrasse
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Abb. 4-3: Schnitt Emmentalstrasse
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4.1 Grundlagen

Grundlagen für die Kostenplanung sind das Inve-
stitionsprogramm, der Finanzplan und der Vor-
anschlag, welche die längerfristigen Bedürfnisse
und Mittel des Bauherrn aufzeigen. Basierend auf
diesen Rahmenbedingungen und der Projektie-
rung, Kostenermittlung und Optimierung für die
einzelnen Bauvorhaben werden die Kostenvorga-
ben oder der Kostenrahmen für die Projekte als
Kreditlimite festgelegt - als Gesamtkredit (Bau-
kredit, Verpflichtungskredite) und als Jahrestran-
chen (Zahlungskredite). Daraus ergibt sich auch
der zeitliche Rahmen der Realisierung.

Die Kostenplanung erfolgt in der Regel durch einen
ausgebildeten Fachmann, dessen Aufgaben, Zu-
ständigkeiten und Honorare in seinem Vertrag ge-
regelt sind.

Vor jeder Kostenermittlung ist ein Strukturplan mit
Objekten und Kostenarten zu erstellen (siehe Abb.
3-8 und 4-1).

Wichtiges Arbeitsinstrument der Kostenplanung
ist der Projekt-Kontenplan.

Im Hochbau werden im Normalfall eine projekt-
spezifische Gliederung in Objekte/Teilobjekte und
der BKP oder die EKG, im Tiefbau die Norm SN
641 700 "Gestaltung der Kostenstruktur für die
Realisierung von Verkehrsbauten" mit einer pro-
jektspezifischen Gliederung in Objekte verwendet.

Kostendarstellungen sind immer wieder in ver-
gleichbarer Form vorzulegen. Gleichbleibende
Kostenstrukturen erleichtern die Übersicht und
Kontrolle.

4.2 Abklärungen und Entwurf

Für eine zuverlässige Kostenermittlung sind

• die genügende Erfassung und Beurteilung des
Ist-Zustandes bestehender baulicher Anlagen

• die richtige und geschickte Umsetzung fundier-
ter Bedürfnisse des Bauherrn

entscheidende Voraussetzungen. Der Bauherr
bestimmt, in der Regel nach Rücksprache mit dem
Ingenieur, die geforderte Bauqualität.

Das der Kostenermittlung zugrunde gelegte Projekt
muss die Qualitätsanforderungen des Bauherrn
möglichst genau erfüllen ("Ziellandung"). Über-
mässiger Perfektionismus mit entsprechend höhe-
ren Kosten ist ebenso zu vermeiden wie eine billige
Ausführung, die hohe Betriebs-, Überwachungs-
und Instandhaltungskosten verursacht. Dies gilt vor
allem bei Sanierungen (Hochbauten, elektrome-
chanischen Anlagen, Werkleitungen, Kanalisatio-
nen) , bei denen erhebliche Kostendifferenzen zwi-
schen verschiedenen Ausführungssystemen beste-
hen.

Die uralte Gas- und Wasserleitung wird ersetzt, da
der Zustand, insbesondere die defekten Stellen,
nicht genau genug ermittelt und daher die Qualität
einer sanierten Leitung nicht vorausgesagt werden
kann.

Der Zustand der bestehenden Kanalisation mit Ei-
Profil ist sekundär, weil die Durchflussmenge ver-
grössert werden muss.

Das Know-how von mehreren Spezialunterneh-
mungen, insbesondere firmenspezifische Sy-
steme für Sanierungsmassnahmen, ist möglichst
frühzeitig in das Projekt einzubeziehen.

So können zweckmässige, realisierbare Varianten
aufgezeigt und die Kosten zuverlässiger ermittelt
werden.

Leider wird die Unterquerung des Mühlebaches mit
der Kanalisationsleitung ∅ = 1100 mm, die
schliesslich im Schlagvortrieb erstellt wird, erst
nach Baubeginn und kurz vor der Inangriffnahme
dieser Etappe im Detail studiert.

Ein möglicher Bauvorgang (Phasenplan) mit
Bauprogramm  ist vorgängig zu erarbeiten, damit
dessen Kostenauswirkungen rechtzeitig erkannt
werden. Sie sind z. B. bei Sanierungen bestehen-
der Anlagen (wie Hochbauten, Strassen, Kanalisa-
tionen, Werkleitungen) dadurch gekennzeichnet,
dass der Betrieb dauernd aufrechterhalten werden
muss.
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Bei wichtigen Strassen ist die Polizei bereits bei
der Projektierung zu kontaktieren.

Erst kurz vor Baubeginn werden die baulichen Kon-
sequenzen im Detail erkannt, die sich durch die
dauernde Offenhaltung der Versorgungsroute für
Ausnahmetransporte ergeben, nämlich ein
Lichtraumprofil von 5m x 5m und ein Gewicht von
480t.

Der eng begrenzte Platz zwischen den bestehen-
den Leitungen im Boden, die angrenzenden Ge-
bäude und geschützten Bäume, die dauernde Auf-
rechterhaltung des einspurigen Durchgangverkehrs
und die verlangte möglichst kurze Bauzeit erfordern
eine optimale Koordination (siehe Abb. 4-3).

In Detailabsprachen mit den Anwohnern sind Ne-
benkosten oder Zusatzkosten für private freiwil-
lige oder rechtlich unabdingbare Anpassungen
durch private und öffentliche Anstösser sowie die
betreffenden Kostenverteiler zu bestimmen und
allenfalls genehmigen zu lassen. Darunter fallen
auch die Kosten für Landerwerb und Inkonvenienz-
entschädigungen.

Der minimale Abstand des Strassen- sowie des
Trottoirrandes zu den Häusern, die Breite der ver-
bleibenden Autoabstellplätze parallel dazu, die Aus-
gestaltung der Treppenstufen, die provisorischen
Zugänge, Parkplätze sowie deren Kostenfolgen zu
Lasten der Grundeigentümer und zu Lasten der
Emmentalstrasse liefern einigen Gesprächsstoff.

4.3 Ermittlung der Baukosten

Parallel zum Planungsfortschritt ist die erforderli-
che oder gewünschte Kostengenauigkeit festzule-
gen (siehe Abb. 4-4). In der Regel erfolgt zuerst
eine Schätzung der Kostengrössenordnung
(Vorstudie), dann eine Kostenschätzung
(Vorprojekt) aufgrund von Erfahrungswerten, in
einem späteren Schritt evt. eine Kostenberech-
nung bzw. rev. Kostenschätzung (Auflage-
/Eingabeprojekt) aufgrund eines groben Mengen-
gerüstes (grobe Leistungen oder Teilsysteme oder
Elemente, z.B. nach Elementgliederung) und
schliesslich ein Kostenvoranschlag (Bauprojekt)

aufgrund eines detaillierten Leistungsverzeichnis-
ses sowie von Angeboten. Kostenangaben für In-
standhaltungs- und Erneuerungsprojekte sind nicht
einfach zu erhalten und zu beurteilen. Daher ist die
Unterstützung durch erfahrene Baufachleute be-
sonders wichtig.

Die Kostenermittlungen sind durch die Gesamtlei-
tung zu koordinieren und grob zu kontrollieren.
Insbesondere ist zu prüfen, ob

• alle nötigen Leistungen erfasst sind
• die berücksichtigten Leistungen vollständig sind
• die Mengenermittlungen stimmen
• die eingesetzten Preise angemessen sind
• die Berechnungen fehlerfrei sind.

Aufgrund des Kostenrahmens muss eventuell die
Planung angepasst und das Projekt neu aufgear-
beitet werden.

Die Kosten können nicht genauer sein als das
Projekt. "Kostenanpassungen" ohne Projektan-
passungen und umgekehrt führen wahrscheinlich
zu Schwierigkeiten.

Die Unterquerung des Mühlebaches kann nicht so
ausgeführt werden, wie im Leistungsverzeichnis
angenommen wurde, auch wenn die Kreditvorlage
auf einer entsprechenden Unternehmer-Richtof-
ferte beruhte.

4.4 Varianten

Varianten bilden in jeder Projektierungsphase die
Grundlage für den Kostenvergleich, die Optimie-
rung und die Festlegung der Kosten-Sollwerte. Sie
sind in der Regel ebenso genau darzustellen wie
das Basisprojekt (gleichartige Grundlagen für den
Kostenvergleich).

Eine Variante kann weitreichende Folgen haben.
Die Gebührensituation, die Subventionen, die Bau-
zeit, die Betriebs- und Unterhaltskosten können
sich ändern, z.B. wenn das Dachwasser versickert
oder in den Bach statt in die Kanalisation geleitet
wird.
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Kosten

Steuerung der Kosten

Kredit
Reserven

Verträge

Abrechnung

Endkostenprognosen
Kostenvoranschlag, evt. Angebote

rev. Kostenschätzung/Kostenberechnung

Kostenschätzung

Kostengrössenordnung

Zeit / Projektfortschritt

Abb. 4-4: Kostenplanung, Reserven, Kostensteuerung

Bei der Bewertung und Beurteilung sind auch sub-
jektive und individuelle Einflüsse zu beachten.

Die Betroffenen sind frühzeitig zu informieren,
deren Meinungsäusserungen sind festzuhalten.

Leider erst nach der Projekt- und der Kreditge-
nehmigung ist eine kostengünstigere offene Füh-
rung des Wöschhüslibaches entlang der Gärten
hinter den Gebäuden zur Diskussion gestellt wor-
den. Sie scheiterte am fehlenden Einverständnis
der betroffenen Grundeigentümer; der Bach wird
wie geplant im sehr engen Raum entlang des
Strassenrands überdeckt geführt.

Der Vergleich der Varianten erfolgt aufgrund eines
Kriterienkatalogs, der auch alle kostenwirksamen
Elemente berücksichtigt, insbesondere:

• Investitionskosten
• technische und betriebliche Qualitäten der er-

stellten Anlagen
• Termine, Bauablauf, Erfüllung Prioritäten
• öffentliche Akzeptanz, rechtliche Durchsetzbar-

keit,
• Kosten für Betrieb, Wartung und Instandhaltung
• Erfüllung von Rahmenbedingungen aus Vorga-

ben und dem Umfeld (Lärm etc.).
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4.5 Bewertung und Entscheid

In jeder Projektphase beurteilt und entscheidet die
Bauherrschaft aufgrund der ihr vorgelegten Unter-
lagen über die Varianten, insbesondere auch bei
Zielkonflikten betreffend Einhaltung der Kosten
oder Umfang des Bauwerks.

Um die von der Bauherrschaft gewünschten Ge-
samtkosten einhalten zu können, müssen knapp
vor der Kreditvorlage die veranschlagten Kosten
reduziert werden. Dies geschieht durch eine pro-
zentuale Reduktion des Umfanges der Strassenin-
standstellung und -anpassung an beiden Enden
(siehe Abb. 4-2). Diese prozentuale Reduktion
erweist sich bei Inangriffnahme der entsprechen-
den Bauetappen als wenig geeignet, da bautechni-
sche Randbedingungen wie Höhenanpassungen
Kompromisse mit Kostenfolgen verursachen.

4.6 Kreditvorlagen

Bei Neubauten ist die Projektierung normalerweise
nach dem Vorprojekt überblickbar. Demzufolge
können bis zur Baukreditgenehmigung von der je-
weils zuständigen Instanz Projektierungskredite
freigegeben werden.

Bei komplizierteren Sanierungen ist eine phasen-
weise Projektierung und somit eine phasenweise
Kreditfreigabe durch den Bauherrn angebracht.
Hier empfiehlt sich deshalb für Beratungs- und
Projektierungsleistungen der Zeittarif.

Wie viele Projektierungsphasen bei umstrittenen
Bauvorhaben bis zur Kreditvorlage bearbeitet
werden sollen (oder wie teuer die Projektierung
sein darf), hat der Bauherr aufgrund des politi-
schen Umfeldes zu entscheiden.

Rückblickend muss festgestellt werden, dass detail-
liertere Abklärungen insbesondere betreffend der
Grundwasserverhältnisse sowie der bestehenden
PTT-Kabelblöcke und -schächte zu einer wesentlich
genaueren Kreditvorlage geführt hätten.

Betriebe erstellen die ersten Projekte unter Be-
rücksichtigung der übergeordneten Zusammen-
hänge teilweise intern.

Für die Kreditvorlage haben die Industriellen Be-
triebe Burgdorf (IBB) die Kosten für die Gas- und
die Wasserleitung mit üblicherweise ausreichenden
Reserven selber berechnet. Die Unterquerung des
Mühlebaches und die übrigen erst nach der Kredit-
genehmigung bekannt gewordenen Randbedingun-
gen verursachen aber wesentlich höhere Kosten.

Je nach Wichtigkeit, Dringlichkeit, politischer
Machbarkeit, planungs- und ausführungstechni-
schen Besonderheiten verlangt der Bauherr unter-
schiedlich genaue Kosten, bis er den Baukredit
bewilligt und grünes Licht für die Realisierung gibt.
Kreditvorlagen können sinnvoll sein (siehe Abb.
4-5) aufgrund

• einer Grobbeurteilung mit Kostengrössenord-
nung oder Kostenschätzung und Vorprojekt
oder

• eines bewilligten Auflageprojektes mit rev.
Kostenschätzung oder

• eines Kostenvoranschlages basierend auf
einem Bauprojekt oder

• von Unternehmerofferten nach erfolgter (vor-
behältlicher) Ausschreibung.

In den Kreditvorlagen werden die Kosten in der
Regel mit wenigen Positionen, die auf den Projekt-
Kontenplan abgestimmt sind, dargestellt. Aufzu-
führen sind weiter der Preisstand, allfällige Sub-
ventionierungen, Kostenanteile von Anstössern
und die Behandlung der zuküftigen Teuerung.

Durch Vorabsprachen mit den zuständigen Instan-
zen müssen Auflagen mit Kostenfolgen im Rah-
men der erforderlichen Bewilligungen ebenso
frühzeitig abgeklärt werden wie die Finanzierung,
eine allfällige Belastung durch Baukreditzinsen,
eine Entlastung durch Subventionen und evt. Bei-
träge Dritter.

Damit das Risiko einer allfälligen Kostenüber-
schreitung in akzeptablem Rahmen bleibt, werden
Reserven eingerechnet bzw. ausgewiesen.
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Phase
(Beispiel SIA 450)

Kostenzusammen-
stellung

Grundlagen Möglichkeiten
Kredite

    A   B   C
0 Vorbereitung Kostengrössen-

ordnung

1 Vorprojekt Kostenschätzung

2A Bauprojekt evt. revidierte
Kostenschätzung,
Kostenberechnung

evt.Teuerung

2B Detailprojekt Kostenvoranschlag evt. Angebote,
evt. Teuerung

3 Vorbereitung
der Ausführung

Kostensituation
und -prognose

Angebote,
evt. Teuerung

4 Ausführung Kostensituation
und -prognose

Vertragsleistungen,
Nachtragsleistungen

evt. Teuerung

5 Inbetriebsetzung
und Abschluss

Abrechnung Schlussrechnung

Abb. 4-5: Möglichkeiten Kreditvorlagen

Bei einem gut ausgereiften Projekt sollen die
Kosten eher knapp bemessen und die Reserven
klein gehalten werden.

Die Wahl der beantragten Variante mit Bezug auf
die Kosten sowie der Zweck und Umfang der
Reserven sind zu begründen.

Die Art des Bauvorhabens bestimmt die Art des
Kredites: gebundener Instandhaltungskredit für
eine Sanierung, Baukredit für einen Neubau. Die
diversen Kredite werden von den Gemeinden
unterschiedlich behandelt.

4.7 Schlussbemerkungen

Jederzeit aktuelle Kosteninformationen erlauben
ein optimales Projekt- und Kostenmanagement.

Kostenmanagement ist eine Wissenschaft. Bei
grösseren Bauvorhaben braucht es dazu einen
Spezialisten.
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5 Vertragswesen

5.1 Allgemeines

Als Auftraggeber können öffentlichrechtliche Kör-
perschaften wie Gemeinden, Städte, Zweckver-
bände, Genossenschaften oder Werke sowie pri-
vatrechtliche Organisationen wie Aktiengesell-
schaften auftreten. Sie verfügen z.T. über verbind-
liche, eigene rechtliche Grundlagen und Standards
für Ausschreibung und Vergabe bzw. die Beschaf-
fung.

Das Interesse an den Kosten ist aus der Sicht der
verschiedenen Beteiligten (Bauherr, Benutzer,
Beauftragte, Unternehmer) und in den verschiede-
nen Stadien (Projektierung, Offerte, Ausführung,
Abrechnung) recht unterschiedlich.

Die Beauftragten haben ein Treuhandmandat, aber
auch eigene Interessen. Bei Unternehmer stehen
das eigene Geschäftsinteresse, aber auch das
längerfristige Verhältnis zum Kunden und zum
Umfeld in Zentrum. Bei jeder Firma ist die finan-
zielle Seite nicht der einzige, aber ein lebenswich-
tiger Gesichtspunkt.

Bis zum Auftrag besteht ein entscheidendes Inter-
esse, einen guten Auftrag zu vergeben bzw. zu
erhalten. Während der Ausführung ist der Aufwand
im eigenen Bereich gering zu halten.

Sehr wichtig ist die genaue Zuordnung der Ver-
antwortlichkeiten während Projektierung und
Ausführung sowie nach Abschluss der Bauarbeiten,
(siehe dazu Kapitel 8).

Bauherr, Ingenieur und Unternehmer haben ein
gemeinsames Interesse: das gute Gelingen des
Bauwerks. Einzelinteressen müssen deshalb zu-
rückgestellt und Konfrontationen vermieden wer-
den.

Das Erstellen der Grube für den Schlagvortrieb
sowie das Einführen von Gas- und Wasserleitung
bei unerwartet hohem Grundwasserspiegel verlan-
gen ein gutes Einvernehmen und eine gute Koordi-
nation zwischen dem Schlagvortriebspezialisten,
den in der ARGE zusammengeschlossenen Bauun-
ternehmungen und den Leitungsinstallateuren.

5.2 Projektierung

Die Regelung von Leistungen und Honoraren der
Ingenieure basiert meist auf den Leistungs- und
Honorarordnungen des SIA. Neben den Vertrags-
formularen des SIA können Auftraggeber auch
besondere Bedingungen und Formulare verwen-
den.

Vorerst sind anhand der Charakteristiken und Ge-
wichtungen des konkreten Projektes (z.B. Bedeu-
tung von Statik, Geotechnik, Vermessung, Lärm,
Ausführungserfahrung, Werkleitungen) mögliche
Beauftragte, Formen der Projektorganisation und
Auftragsstrukturen zu überlegen. Wo sind die
Chancen und kritischen Gebiete beim Projekt?
Welche Beauftragten sollen in welchen Phasen
beigezogen werden? Sollen Einzelaufträge oder
ein Gesamtauftrag an eine Firma oder Firmenge-
meinschaft erteilt werden?

Der Einbezug der Erfahrungen aus dem Unter-
halt, der Rat eines guten Spezialisten und ein
Test im Massstab 1:1 sind in der Regel viel billi-
ger als eine spätere schlechte Erfahrung im Be-
trieb.

Für die Vergütung stehen verschiedene Möglich-
keiten zur Verfügung:

- der Kostentarif,
in Abhängigkeit der Bausumme,

- der Zeittarif,
für verschiedene Kategorien

- der Zeitmitteltarif,
- der Gesamtpreis

oder Teilpreise für bestimmte Leistungen.

Zudem sind die Vergütung der Teuerung und der
Nebenleistungen zu regeln.

Der Kostentarif ist für aufwendige Abklärungen zur
Optimierung von Ausführungsvarianten weniger
geeignet. Für Sanierungen ist daher meist der
Zeittarif die beste Lösung.

Bei früherem Beginn der Detailprojektierung mit
entsprechender Honorarregelung wäre wahr-
scheinlich eine optimalere Lösung mit genaueren
Kosten für die Unterquerung des Mühlebaches
möglich gewesen, trotz der verschiedensten beste-
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henden Leitungen, des hohen Grundwasserspie-
gels sowie des dauernden Durchgangsverkehrs.
Die Bauarbeiten hätten rechtzeitig vorbereitet und
ausgeschrieben werden können, die Kosten wären
wahrscheinlich bescheidener ausgefallen.

Für jeden Auftrag ist jedoch eine Kostenberech-
nung durchzuführen und ein Budget, evt. ein
Kostendach, festzulegen. Dieses kann im Einver-
nehmen mit dem Auftraggeber anepasst werden.

Im Vertrag mit dem Ingenieur ist auch festzule-
gen, ob und wieweit eine spezielle Kostenplanung
in den SIA-Honoraren inbegriffen oder ob sie als
Zusatzleistung zu entschädigen ist.

Die kompetente Leitung und Beurteilung der
Beauftragten, die Schaffung geeigneter Voraus-
setzungen für ihre Arbeiten (z.B. Beschaffen von
Grundlagen und Herbeiführen von Entscheiden)
und die Kostensteuerung aus Sicht des Bauherrn
sowie geeignete materielle und administrative
Kontrollen sind anspruchsvolle, ergebnis- und ko-
stenwirksame Bauherrenaufgaben. Der Bauherr
kann durch eine eigene und/oder aussenstehende
Projektleitung stark unterstützt und entlastet wer-
den.

5.3 Ausführung

Die Vergabe von Arbeiten und das Bestellen von
Waren durch die öffentliche Hand erfolgen gemäss
Submissionsrecht von Bund, Kanton und Gemein-
den mit allgemeiner oder beschränkter Aus-
schreibung. Davon ausgenommen sind direkte
Vergaben, die aber nur ausnahmsweise erfolgen
dürfen und sollen.

Das Leistungsverzeichnis ist entsprechend den
Kostenstrukturen, das heisst dem Projekt-Konten-
plan, zu gliedern. In der Regel werden dabei
Normpositionen-Kataloge (CRB, VSS, SIA) ver-
wendet.

Je nach Aufgabe kann sich ein früher Beizug von
Unternehmern bzw. von Unternehmer/Beauf-
tragtengruppen lohnen. Dadurch wird die Unter-
nehmung mit ihrem Know-how bereits in einer frü-
heren Projektierungsstufe als üblich einbezogen.

Die Ausführungsplanung kann bei diesem Vorge-
hen dem Unternehmer übertragen werden. Ist der
Unternehmer bestimmt, sind allerdings die Ein-
flussnahmen des Bauherrn und seiner Steuerungs-
organe nur noch beschränkt (und oft in Bezug auf
Kosten zu ungunsten des Auftraggebers) möglich.

Die örtlichen Gegebenheiten, die Materialquali-
täten, allfällige besondere, objektgebundene, ko-
stenwirksame Randbedingungen für die Bau-
ausführung müssen bereits in der Submission
ausführlich beschrieben und durch den Anbieter
berücksichtigt und bei der Ausführung eingehalten
werden.

Spezielle Grabenspriessungen  zur Verhinderung
von Schäden von oder durch Lastwagen, der kriti-
sche Hochwasserspiegel, der die Kosten zu Lasten
der Bauherrschaft von jenen zu Lasten des Unter-
nehmers trennt, oder spezielle Massnahmen zur
Sicherung geschützter Bäume am Strassenrand,
die ein Ausweichen verunmöglichen, sind vertrag-
lich zu regeln.

Unter Berücksichtigung der Randbedingungen soll
dem Unternehmer bei der Suche nach einer guten
Lösung ein geeigneter Spielraum zugestanden
werden.

Eine gute Terminplanung hilft Kosten sparen. Ein
zu hoher Aufwand der Unternehmer durch eine zu
späte Vorbereitung und Projektierung bei den Be-
auftragten schadet auch dem Bauherrn.

Der Bauablauf muss vor Baubeginn genau defi-
niert werden.

Infolge der kurzen zur Verfügung gestellten Bauzeit
müssen drei Bauequippen gleichzeitig im Einsatz
sein.

Für die Bauvorbereitung und für Detailabklärun-
gen ist genügend Zeit zur Verfügung zu stellen.

Besonders beim Bauen unter Betrieb, bei dem
die Bautätigkeit als Störung und Unfallquelle
empfunden wird, wird eine rasche Realisierung zu
verkehrsarmen Zeiten vorgezogen, auch wenn sie
etwas mehr kostet.

Das Fällen einer ausgewachsenen Platane am
Strassenrand während der Vegetationszeit wird
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von der Polizei, einer Forstequippe und der Bauun-
ternehmung so gut vorbereitet, dass die Arbeiten
bereits nach zwei Stunden beendet sind und von
der kritischen Bevölkerung nicht wahrgenommen
werden.

Um den Kostenrahmen aktualisieren und die An-
gebote besser beurteilen zu können, werden vor
der Ausschreibung in den Leistungsverzeichnissen
Sollkosten eingesetzt.

Die Angebote sind sorgfältig und gesamtheitlich
zu prüfen (unter Einbezug von Unternehmer-
varianten, die infolge unternehmerspezifischer Sy-
steme, sowie evt. Änderungen, oft billiger ausfal-
len). Berücksichtigte Unternehmervarianten wer-
den in den Projekt-Kontenplan integriert.

Der Werkvertrag, der Art und Umfang der Leis-
tungen und Vergütungen regelt, basiert auf dem
Obligationenrecht, den SIA-Normen 117 und 118
sowie den Submissionsverordnungen.

Der Werkvertrag ist dem Projekt-Kontenplan
eindeutig zuzuordnen.

Die Arbeiten können vergeben werden:

- an viele Unternehmungen und Handwerker
(der Auftraggeber kann das Projekt besser
steuern und auf Unvorhergesehenes reagieren),

- an einen Generalunternehmer (er übernimmt
das Koordinations- und das Kostenrisiko gröss-
tenteils, wodurch die Totalkosten stabiler sein
sollten),

- nach Aufwand (geeignet für kleine verschie-
denartige Anpassungsarbeiten),

- durch Lieferverträge (für Kaufgegenstände).

Bei Vergabe zu einem Pauschalpreis müssen der
detaillierte Bau- oder Leistungsbeschrieb sowie die
zugehörenden Pläne vollständig und klar sein.

Spezialarbeiten können entweder in den Unter-
nehmervertrag integriert oder separat vergeben
werden.

Allfällige nach der Vergabe ausgearbeitete Unter-
nehmervarianten sind vor Vertragsunterzeichnung
oder als Nachträge in den Vertrag zu integrieren.

Fragen der Baustellenkoordination, von Haftung
und Garantie sind sorgfältig zu prüfen und beim
Vergabeentscheid zu berücksichtigen.

Um das Koordinations-Risiko möglichst klein zu
halten, empfiehlt sich eine Vergabe in geeigneten
Paketen oder Baulosen.

Es können z.B. Arbeitsgemeinschaften gebildet
werden oder bei einem Betriebsgebäude Stahl-
konstruktion, Fassaden, Tore und Fenster an den-
selben Unternehmer vergeben werden.

Die Vergabe der Bauarbeiten erfolgt an eine un-
echte Arbeitsgemeinschaft ARGE mit drei Baufir-
men, wobei jede für ihre Arbeiten separat Rech-
nung stellt und auch einzeln haftet. Eine echte
ARGE hätte die vertraglichen Regelungen und die
Arbeiten der Bauleitung, insbesondere die Koordi-
nation, vereinfacht.

Ein rechtzeitiger und richtig gewichteter Einbezug
allfällig bekannter Störfaktoren, die Mehrkosten
verursachen können, hilft mit, das Risiko von
Schäden oder Mehrkosten durch entsprechende
Massnahmen zu mindern.

Die Aufwendungen für die Herrichtung des erfor-
derlichen Lichtraumprofiles oder die Verstärkung
der Grabenspriessung für gelegentliche Ausnahme-
transporte in einer kritischen Bauphase sind vor-
gängig zu definieren; ebenso die Aufwendungen für
die Instandstellung des Wöschhüslibaches nach
einem Hochwasser infolge eines Gewitters in einer
kritischen Bauphase.

Beim Bauen unter Betrieb bzw. Verkehr spielen die
Verhältnisse, unter denen der Vertrag zu realisie-
ren ist, eine grosse Rolle (Etappen, Provisorien,
Plazierung von Baustelleneinrichtungen und De-
ponien, Abschrankungen und andere Schutzmass-
nahmen, Anpassungen wegen bestehenden Bau-
ten bzw. Anlageteilen, Änderungen infolge Rekla-
mationen). Diese Verhältnisse sind in der Aus-
schreibung genügend genau anzugeben. Dabei
sind zu "genaue" Beschreibungen ebenso proble-
matisch wie schlecht definierte Generalklauseln
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(einseitige Risikoverteilung, z.B. "sämtliche Witte-
rungs-, Hochwasser- und Baugrundrisiken gehen
vollumfänglich zulasten des Unternehmers").

Leistungen, die über Nachträge vergeben werden
müssen, sind in der Regel teurer als solche, die in
der Ausschreibung enthalten sind.

Bei Sanierungen kommen jedoch immer wieder
unvorhergesehene Leistungen dazu bzw. fallen
weg; teilweise in beträchtlichem Ausmass. Deshalb
können die Konditionen für diese Mehr- und Min-
derarbeiten (Regieansätze, Zuschläge bzw. Ab-
züge bei Mengenänderungen, Zuschläge für Nacht-
und Überzeitarbeiten, Zuschläge bzw. Abzüge für
längeres bzw. kürzeres Vorhalten von Einrichtun-
gen, Massnahmen bei Antreffen von Asbest, etc.)
für die Gesamtkosten eine bedeutende Rolle spie-
len. Leistungserweiterungen und -reduktionen sol-
len in einem relativ weiten Rahmen zu den verein-
barten Vertragskonditionen möglich sein.

Wenn unvorhergesehene Leistungen nötig sind,
werden folgende Massnahmen getroffen:

• bei Notmassnahmen unverzügliche Leistungs-
erbringung, umgehende Abklärung mit den
projektierenden Büros und Regelung der Vergü-
tung

• bei anderen Mehr/Minderleistungen umge-
hende Abklärung durch die projektierenden Bü-
ros, Einholen von Nachtragspreisen bzw. Nach-
tragsofferte(n), Ausführung nach Einigung über
den Nachtrag.

Sowohl das Qualitäts- als auch das Kostenbe-
wusstsein sind immer wieder durch gezielte Ak-
tionen (z.B. Anordnen von Überprüfungen, Einho-
len von Konkurrenzofferten, Prüfen kostengünsti-
ger Lösungen, Zurückweisen von Billigprodukten
und ungenügender Arbeit, Ablehnen von Nachfor-
derungen) zu stärken.

Insbesondere in einem harten wirtschaftlichen
Umfeld ist ein anständiges Geschäftsgebaren
der Vertragspartner, das ständige Schaffen guter
Arbeitsvoraussetzungen und ein gutes zwischen-
menschliches Klima in der Projektorganisation sehr
wichtig. Es wirkt sich indirekt und oft sogar direkt
auf die Kosten aus; gegenseitiges Verständnis und

Hilfsbereitschaft können manchen Regierapport
vermeiden.

Diese Massnahmen dürfen nicht zur Verwischung
der Verantwortung führen. Ein Hinausschieben
der Vergütungsregelung bewirkt in der Regel auf
allen Seiten Unsicherheiten, Spekulationen und
Mehrarbeit.

Bis zur Abnahme trägt der Unternehmer das Ri-
siko des Werks. Zu diesem Zeitpunkt geht das
Risiko an den Bauherrn über, und es läuft die Ga-
rantiefrist des Unternehmers.

Ein Teil des Kostenrisikos kann durch die obliga-
torische Unternehmerhaftpflicht-, die freiwillige
Bauherrenhaftpflicht- oder die Bauwesen-Versiche-
rung abgedeckt werden. Der Abschluss einer Bau-
wesen-Versicherung ist dringend zu empfehlen.
Besonders beim Bauen im urbanen Gebiet soll
auch eine Bauherren-Haftplichtversicherung abge-
schlossen werden.

Eine systematische Prüfung von Risiken und
Versicherungsschutz ist durchzuführen.

Der Schlagvortrieb sowie die Grundwasserabsen-
kung haben an einem benachbarten, aussen ver-
putzten älteren Riegelhaus Schäden an der Fas-
sade und in diversen Zimmern verursacht, die
durch die Haftpflichtversicherung gedeckt waren.

5.4 Inbetriebsetzung

Der Aufwand für die Inbetriebsetzung (Prüfen der
Gesamtanlagen, allfällige letzte Anpassungen der
Anlagen, Betriebsvorbereitungen, Dokumentation,
Instruktion, Üben Katastrophenfälle) wird manch-
mal unterschätzt.

Bei speziellen Objekten kann der Beizug eines
Inbetriebsetzungsspezialisten, ein Inbetriebset-
zungsvertrag oder ein Unterhaltsvertrag notwendig
oder sinnvoll sein.

Wartungs- und Ersatzteilhaltungsverträge sind
insbesondere bei elektromechanischen Anlagen zu
empfehlen.
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6 Änderungen, Unvorhergesehenes,
Reserven

6.1 Allgemeines

Änderungen sind grundsätzlich in jeder Projekt-
phase möglich. Oft ergeben sich dadurch Mehr-
kosten, aber auch Minderkosten sind möglich.

- eine Änderung in der Projektierung ist in der
Regel billiger als eine Änderung in der Ausfüh-
rung

- eine Änderung ist der Ausführung ist manch-
mal billiger als Mehrkosten in Betrieb und
Unterhalt.

Doch die Projektleitung muss sich stets bewusst
sein, dass die logische Reihenfolge heisst:

1. Ziele und Rahmenbedingungen
2. Leistungen
3. Kosten und Termine

Die Änderung von Zielen und Rahmenbedingun-
gen (z.B. eine Änderung von Nutzungen oder
Anforderungen) führt in der Regel zu Änderungen
der Leistungen. Die Änderung von Leistungen
führt in der Regel zu Änderungen der Kosten und
Termine.

und schliesslich:

Jede Änderung ist teurer als ein Vorgehen, bei
dem auf Anhieb (von Anfang an) die optimale
Lösung gefunden wurde.

Die Änderungen und deren Kostenfolgen sind
durch den Kostenmanager, der für die Einhaltung
des Kostenrahmens verantwortlich ist, zu definie-
ren, zu erfassen und transparent darzustellen.

Unvorhersehbar viele PTT-Kabelleitungen und
Kabelschächte bedingen anstelle des gespriessten
Grabenaushubs den Schlagvortrieb. Das angren-
zende alte Sandsteingebäude muss daher dauernd
seismisch überwacht werden. Alte Holzpfähle im
Baugrund verursachen Vibrationen, die Risse in
einem nahegelegenen Riegelhaus zur Folge haben.
Da hat zum Glück die Bauherrenhaftpflichtversiche-
rung geholfen.

Der Bauherr entscheidet über Projektänderun-
gen, Art der Ausführung und Kosten. Er kann die
Zuständigkeiten abgestuft, aber klar geregelt teil-
weise an unterstellte Projektbeteiligte delegieren.

Änderungen, deren Kostenfolgen und der Antrag
für Kostensteuerungsmassnahmen sind auf einem
Standardformular übersichtlich darzustellen. Diese
Unterlage ist auf dem Dienstweg an die zuständige
Instanz, d.h. den Bauherrn oder die Behörde, zur
Genehmigung weiterzuleiten (allenfalls mit einem
aktualisierten Kostenstand als weitere Entschei-
dungsgrundlage).

Die Behörden von Gemeinden und Städten sind
dafür verantwortlich, sicherzustellen, dass für ihre
Bauprojekte ein wirksames Controlling existiert.
Je nach Art und Umfang der Änderung ist zu prü-
fen, ob die Projektierung angepasst oder neu auf-
gearbeitet werden muss.

Dabei ist stets das Qualitätsziel im Auge zu behal-
ten:

Die festgelegte Bauqualität (siehe 3.1.3) ist
einzuhalten: IST = SOLL.

Über-Qualität

Anforderungen
(Standard)

Gewünschte Qualität 
(= richtige Qualität) !

Unter-Qualität

Ist
Qualität

Soll
Qualität

!
=

Abb. 6-1: Qualitätsmanagement

Im Interesse des Bauherrn muss die Einhaltung
des Gesamtkostenrahmens  angestrebt werden.
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Für das Auffangen unabdingbarer Mehrkosten
sind Reserven zu bilden.

Reserven dienen zur Kompensation von Risiken.
Die Risiken werden systematisch ermittelt. Dann
werden die Reserven gemeinsam von Bauherr-
schaft und Beauftragten entsprechend dem Stand
der Projektierung festgelegt, neu beurteilt oder ak-
tualisiert. Die Beteiligten entscheiden im Rahmen
ihrer jeweiligen Kostenzuständigkeit über Abtrag,
Auflösung, Äufnung oder Bildung der Reserven.

Bei Mehrkosten sind je nach Projektstand andere
Kosten zu reduzieren, eventuell sogar Projektteile
wegzulassen (Verzichtplanung, Leistungsreduk-
tion). Unter Berücksichtigung der Dringlichkeit im
Vergleich zu anderen Bauvorhaben oder Krediten
können solche Projektteile entweder mit einem
neuen Kredit später erstellt oder ganz weggelassen
werden.

Bei Minderkosten können von den zuständigen
Instanzen allenfalls Leistungserweiterungen be-
willigt werden.

Projekte und Bauabläufe zu ändern, weil die Mittel
(z.B. im Budget des betreffenden Jahres) noch
nicht verfügbar sind, ist meist unwirtschaftlich. Das
Argument "Finanzknappheit" wird manchmal auch
benützt, um zu signalisieren, dass die vorgeschla-
gene Lösung zu teuer oder sonst nicht überzeu-
gend ist.

Wenn man sich für eine Lösung entschieden hat,
ist eine kurze Realisierungszeit meist vorteilhaft.

Änderungen haben in der Regel Mehrleistungen
von Beauftragten zur Folge, die entweder zu
ihren eigenen Lasten gehen oder vom Bauherrn als
Zusatz zu vergüten sind.

Massnahmen zur Steuerung der Kosten müssen
vom Kostenmanager vorgeschlagen und nach der
Genehmigung von der zuständigen Instanz einge-
leitet werden.

Anstelle einer neuen Mauer entlang des Mühle-
baches und einer neuen Brücke werden die beste-
henden Bauten gründlich geprüft und kostengünstig
saniert.

Änderungswünsche bekanntgeben

Unvorhergesehenes feststellen

Änderungen definieren, erfassen, 
transparent darstellen

Konsequenzen festhalten

Kostenkontrolle aktualisieren

Änderungen und Kostensteuerungs-
massnahmen beantragen
Änderungen und Kostensteuerungs-
massnahmen genehmigen

entsprechend Kostenzuständigkeit
Änderungen und Kostensteuerungs-
massnahmen einleiten

Änderungen  ausführen

Abb. 6-2: Bearbeitung von Änderungen

Mit zunehmendem Projektfortschritt vergrössern
sich Projektgenauigkeit und somit auch Kosten-
genauigkeit und Kostenwahrscheinlichkeit; damit
verringern sich die Unsicherheiten, und die Reser-
ven können reduziert werden.

Versteckte Reserven in den einzelnen Positionen
erhöhen zwar die Wahrscheinlichkeit, dass der
Kredit eingehalten wird, verhindern aber ein geziel-
tes Kostenmanagement.

Reserven sind offen zu bewirtschaften. Der Stand
von Kosten und Reserven muss jederzeit bekannt
sein.

Änderungen der Reserven sind schriftlich festzu-
halten, die übergeordnete Instanz muss zeitig und
laufend informiert werden. Bei ungenügenden Re-
serven ist zudem rechtzeitig ein Gesuch für einen
Nachtragskredit zu stellen. Nachtragskreditgesu-
che, die erst nach Ausführung der Arbeiten kom-
men, sind nicht beliebt!
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Kostenmanagement heisst, die Gesamtkosten im
Griff zu behalten, indem Kostenabweichungen
möglichst durch kostenwirksame Massnahmen
ausgeglichen werden.

Wieweit die Beauftragten Eventualitäten mög-
lichst umfassend vorgängig abklären können oder
wollen, hängt zu einem grossen Teil von den ihnen
zur Verfügung stehenden oder aufgrund von Risi-
koüberlegungen (Risikobereitschaft) durch den
Bauherrn zur Verfügung gestellten Mitteln ab.

6.2 Projektierung

Änderungen sind in jeder Projektphase möglich
und können verschiedene Ursachen haben.

Der Bauherr verlangt, dass

• die Planung funktional oder bezüglich Gestal-
tung geändert wird,

• andere Qualitätsstandards eingeführt werden,

• Leistungen gemäss Vertrag anders, in kleine-
rem, in grösserem Umfang oder überhaupt nicht
ausgeführt werden sollen, ohne dass damit der
Gesamtcharakter des Werks verändert wird.

Auflagen aus dem Bewilligungsverfahren können
Änderungen mit Kostenfolgen bewirken.

Um den Lichteinfall für die Fische zu gewährleisten,
sind Öffnungen im geschlossenen Bachprofil erfor-
derlich.

Weiter sind Änderungen der Kosten infolge Feh-
lern wie falscher Mengenansätze, falscher Kosten-
ansätze oder Rechenfehler beim Aufstellen des
Leistungsverzeichnisses möglich.

Kostensteuerungsmassnahmen z.B.:

• Änderung der Planung (Vereinfachung oder
Erschwerung der Ausführung z.B. infolge neuen
Anforderungen aus dem laufenden Betrieb)

• Änderung des Umfangs (Reduzierung oder
Erhöhung der Anzahl Quadratmeter oder Lauf-
meter) oder

• Änderung der Qualität (billigere, aber weniger
dauerhafte bzw. teurere aber dauerhaftere Bau-
stoffe)

• Reduzieren, Erweitern, Weglassen oder Hinzu-
fügen von Projektteilen

bewirken eine gezielte Anpassung der voraussicht-
lichen Endkosten (siehe dazu Abb. 4-4).

6.3 Ausführung

Genügende Vorbereitungszeiten für die Vergabe
und zwischen Vergabe und Ausführung sowie
eine möglichst umfassende und exakte Regelung
von Bauprogramm, Unternehmervarianten und
Anpassungen vor Vertragsabschluss reduzieren
das Risiko von unvorhersehbaren, kostenwirksa-
men Massnahmen oder Änderungen wesentlich.

Trotzdem sind Änderungen auch in der Phase der
Bauausführung möglich.

Häufige Ursachen sind:

• nicht voraussehbar schlechter Baugrund, der
zusätzliche Fundationsarbeiten bedingt;

• Behinderungen oder Verzögerungen durch
schlechtes Wetter;

• Beschädigung oder Zerstörung durch höhere
Gewalt, wie z. B. Hochwasser;

• Unterbrüche infolge archäologischer Notgra-
bungen;

• Anpassungen des Bauprogramms durch verän-
derte Verkehrsführung;

• kleinere Etappen, um die Behinderung für An-
wohner zu verringern;

• Unternehmervarianten im Sinne von günstige-
ren, aber qualitativ mindestens gleichwertigen
unternehmerspezifischen Ausführungsarten.
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Wegen des für Schwertransporte geforderten
Lichtraumprofils von je 5m Breite und Höhe und
eines geschützten, schief gewachsenen Baums am
Strassenrand kann die Kanalisation im knappen
Platz nicht projektgemäss erstellt werden.

Der Bach führt zweimal Hochwasser, die Baustelle
wird überflutet, die neuerstellten Fundamente müs-
sen wieder freigelegt werden.

Die Sanierung der Abwasseranschlüsse der an den
Wöschhüslibach angrenzenden Gebäude ist um-
fangreicher als erwartet.

Der lokal unerwartet hohe Grundwasserspiegel
erschwert den Bau der Kanalisationsleitung und
verursacht vermehrte Wasserhaltung und eine
längere Bauzeit.

Zuständig für das Erfassen der Änderungen sind
die Bauleitung und die Gesamtleitung. Gemäss
den Ordnungen 102, 103 und 108 des SIA sind das
Überwachen der Kosten bis zur Abrechnung und
das Anordnen von Massnahmen bei Kostenabwei-
chungen, die nicht der Bauherr zu vertreten hat,
Grundleistungen. Der Verursacher der Änderun-
gen muss eruiert und in geeigneter Form akten-
kundig festgehalten werden.

Die Gesamtleitung muss die Zuständigkeiten
sowohl für die Bewirtschaftung der Reserven als
auch für die Genehmigung der Änderungen
genau kennen.

Der Gemeinderat genehmigt einen Nachtragskredit
für die zusätzliche Pflästerung des Anschlusses der
Rüschelengasse.

Ausführungsbezogene Massnahmen zur Steue-
rung der Kosten können sein:

• Änderung der Bauzeit (Verlängerung der Fri-
sten, um Überstunden und übermässig grossen
Maschineneinsatz zu vermeiden)

• gute Abklärung der gesamten Auswirkungen vor
dem Akzeptieren neuer Wünsche bzw. vor Än-
derungsentscheiden

• Erfahrung und Können in der raschen Beur-
teilung der immer wieder auftretenden Frage
reparieren?/umbauen?/ersetzen?

• akzeptieren von Unternehmervorschlägen (z.B.
Änderung der Bauweise, Vorfabrikation statt
Ortsbauweise, oder von Produkten), die ge-
samthaft mehr Vorteile als Nachteile bringen
bzw. ablehnen von Unternehmervorschlägen im
umgekehrten Fall

• Vorabklärung mit Mustern statt Risiko einer Kor-
rektur, wenn Produkte bereits bestellt oder gar
eingebaut sind

• Präsenz auf der Baustelle.

Soweit möglich sind die Änderungen in die Bauar-
beiten oder das Bauprogramm zu integrieren, falls
die Voraussetzungen bezüglich Terminen und Kos-
ten erfüllt bleiben. Die Kosten von zusätzlich not-
wendigen Arbeiten müssen, allenfalls durch Nach-
tragspreise des Unternehmers, vor deren Inan-
griffnahme festgelegt und durch den Bauherrn ge-
nehmigt werden.

Die Projektbeteiligten müssen rechtzeitig stufen-
gerecht über die neue Wünsche, Änderungsan-
träge und Kostenfolgen informiert werden.

Grössere Massnahmen sind wegen der häufig lan-
gen Entscheidungswege oft nicht kurzfristig
möglich. Dadurch können sich zeitliche Verzöge-
rungen ergeben, deren Konsequenzen vorgängig
geprüft und geregelt werden müssen.

Durch ein kontinuierliches Ausmessen der aus-
geführten Bauarbeiten und durch strenge Überwa-
chung und Steuerung der Regiearbeiten werden
Kostenabweichungen möglichst frühzeitig erfasst.

Eine rollende Überprüfung der Reserven während
der Bauarbeiten hilft mit, das Gesamtergebnis (die
Bauqualität) zu optimieren.

Leider werden viele zum Teil auch vorhersehbare
Probleme erst bei deren Auftreten während der
Arbeiten auf der Baustelle zur Diskussion gestellt
(und gelöst). Weil Wille oder Möglichkeit fehlten,
die Situation im voraus zu beurteilen, zu bearbei-
ten, zu bereinigen, entstehen Umtriebe, Verzöge-
rungen und oft unangenehme Kostenfolgen. Da-
durch wird das Kostenmanagement wesentlich
erschwert.
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6.4 Schlussbemerkungen

Nach Abschluss der hauptsächlichsten Arbeiten
zeigt sich, dass die verschiedenen Mehrkosten
nicht vollumfänglich durch die vorgesehenen Re-
serven abgedeckt werden können.

Ist es der Bauherr, der die Projektierung zu wenig
detailliert auslöste; ist es der Ingenieur, der nicht
alle Eventualitäten voraussah; ist es der Unter-
nehmer, der die Arbeiten zu aufwendig ausführte;
alle Beteiligten werden in unangenehme Auseinan-
dersetzungen involviert.

Denkbare Problembereiche sind frühzeitig zu er-
kennen und Lösungsmöglichkeiten sowie Kosten-
folgen zu überlegen, damit gegebenenfalls rasch,
gezielt und kostengünstig gehandelt werden kann.

Ein Kostenmanagement zeigt die aktuellen Ko-
sten auf und leitet die notwendigen Regelungs-
massnahmen rechtzeitig ein.
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7 Abläufe des Rechnungswesens

7.0 Beispiel Pumpwerk Alte
Brunnen Liestal

Anhand des Projektes für das Pumpwerk im alten
Brunnen in Liestal, sollen die für eine optimale Ko-
stenkontrolle richtigen Abläufe im Rechnungswe-
sen zwischen Unternehmern und Lieferanten einer-
seits sowie des Auftraggebers resp. Bauherrn an-
dererseits aufgezeigt werden.

Das Pumpwerk alte Brunnen in Liestal kann im
Rahmen der Werterhaltung, des Ausbaus und der
Erneuerung eines Teils der gesamten Trinkwasser-
versorgung der Stadt Liestal angesehen werden.
Hier wurde mit grösster Wahrscheinlichkeit die

letzte Gelegenheit wahrgenommen, die einzige
noch verbliebene Nutzung des Grundwassers im
Ergolztal zwischen Liestal und der Nachbarge-
meinde Lausen zu erschliessen.

Auf der 4800 m2 grossen Schutzzone befinden sich
zwei Brunnen von je 18 Meter Tiefe, sowie eine
Betriebszentrale in der Grösse eines Einfamilien-
hauses.

Vier Unterwasserpumpen mit einer Leistung von je
1'380 l/min fördern das Wasser über das Leitungs-
netz der Stadt in die höher gelegenen Reservoirs
oder direkt zum Verbraucher.

PW ALTE BRUNNEN
BETRIEBSZENTRALE

TRAFO

CHLORIERUNG
ABSPERRKLAPPE

PUMPENSUMPF

ENTLEERUNG ROHRKELLER

DURCHFLUSSMESSER

4 RUECKSCHLAGKLAPPEN
2 UV - ANLAGEN ZUR ENTKEIMUNG

-17.37

-11.22

-13.68

-14.91

SANDFANG

KIESFILTER 4/8 mm

KIESFILTER 8/16 mm

SCHLITZBRUECKENFILTERROHR

BOHRUNG  NW 1300 mm

VERROHRUNG  NW 800 mm
CHROMNICKELSTAHLROHR

2 UNTERWASSERPUMPEN

FILTERBRUNNEN

KOMPRESSOR

WINDKESSEL d = 1200mm

FOERDERHOEHE  63 m
FOERDERLEISTUNG  1380 l/MIN

-18.60

NIEDERSPANNUNG UND
FERNSTEUERUNG

4 DROSSELKLAPPEN

FILTERBRUNNEN

Abb. 7-1: Schema PW Alte Brunnen Liestal
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7.1 Kredit der Gemeinde

7.1.1 Phase 1
Vorbereitung

Im Jahresbudget der Stadt sind Beträge für die
Realisierung von Projekten enthalten. Diese Zah-
len basieren auf den Angaben der Bauverwaltung,
welche die Werte anhand von ähnlichen Objekten
schätzt.

Um grosse Budgetüber- oder -unterschreitungen zu
vermeiden, ist bereits in dieser Phase die Konsul-
tierung eines auf diesem Gebiet versierten Spezia-
listen wünschenswert.

7.1.2 Phase 2
Projektierungskredit

In der Gemeinde Liestal liegt die Zuständigkeit für
die Freigabe des Projektierungskredites bis Fr.
15'000.-- beim Stadtrat. Über Fr. 15'000.-- wird
eine Vorlage an den Einwohnerrat notwendig, wel-
cher aber lediglich den Betrag zur Vergabe geneh-
migt.

Die eigentliche Vergabe der Projektierungsarbei-
ten erfolgt in jedem Fall durch den Stadtrat. Ein
Auftragsschreiben oder ein Auszug aus dem
Protokoll der Stadtratsitzung, resp. der Antrag der
Bauverwaltung zur Vergabe der Arbeiten, löst den
Auftrag beim gewählten Ingenieurbüro aus.

7.1.3 Phase 3
Genehmigung Bauprojekt und Kredit

Nach der Erstellung des Bauprojektes mit Kosten-
voranschlag und entsprechendem technischen
Bericht, erfolgt via Bauverwaltung und Stadtrat
(evtl. mit dem Weg über die Baukommission) der
Antrag an den Einwohnerrat zur Projekt- und Kre-
ditgenehmigung.

Nach Ablauf der Referendumsfrist von 30 Tagen
wird der Beschluss rechtskräftig.

Die Planauflage über einen Zeitraum von weiteren
30 Tagen kann erfolgen.

7.1.4 Phase 4
Freigabe Realisierung

Nach Bereinigung eventueller Einsprachen erfolgt
die Freigabe des gesamten Kredites zur Ausfüh-
rung des Bauvorhabens.

7.2 Von der ersten
Kostenschätzung zum
Kostenvoranschlag

Das immer wieder auftauchende Problem in der
Zusammenarbeit mit den Gemeinden sind spon-
tane Anfragen betreffend Baukosten für die Erstel-
lung von Erschliessungsanlagen.

In zum Teil sehr kurzen Telefongesprächen, oft
sehr kurzfristig vor der nächsten Gemeinde- oder
Stadtratsitzung, werden Kostenangaben ermittelt,
deren angenommene Genauigkeit in den meisten
Fällen weit neben den in den SIA-Ordnungen defi-
nierten Genauigkeiten einer ersten Kostenschät-
zung liegen.

Oft herrscht nach solchen Kostenangaben lange
Zeit "Funkstille". Drei Monate später trifft die er-
freuliche Mitteilung ein:

"Der Kredit ist genehmigt, Sie können mit den Pro-
jektierungsarbeiten beginnen."

So gern ein solch spontan erteilter Auftrag von
einem Beauftragten entgegengenommen wird, so
gefährlich sind die unter Zeitdruck erfolgten Ko-
stenangaben.

Auf solche Anfragen gemachte Aussagen über
Kostengrössen müssen SOFORT schriftlich be-
stätigt werden und zwar mit Angabe über Ge-
nauigkeit und Verwendungszweck. Gemeindever-
waltungen, mit denen über längere Zeit eng
zusammengearbeitet wird, können von Seiten des
Projektierenden betreffend Verwendung solcher
Kostenangaben besser "beeinflusst" werden.

Grosse Probleme bieten jeweils nach Ausführung
solch "schief" gelaufener Projekte die Begründung
von Mehr- und Minderkosten.
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Von Seiten der Gemeinden gilt deshalb immer:

Für seriöse Kostenangaben ist eine frühzeitige
Kontaktaufnahme mit den Projektierungsbüros
erforderlich.

So bleibt allen Beteiligten genügend Zeit zur Ver-
fügung, Kostenangaben im dafür vorgesehenen
Ablauf vorzunehmen:

1. Kostenschätzung ± 20 %

2. Kostenvoranschlag ± 10 %

In jedem Fall ist einzuhalten:

Keine Kreditgenehmigungen durch die  Behörden
aufgrund vager Kostenangaben.

7.3 Projektgliederung und
Kostenstruktur

Die Ausführung des Pumpwerkes wurde in zwei
Phasen unterteilt:

1. Vorarbeiten mit den Bohrungen für die Filter-
brunnen und den entsprechenden Pumpversu-
chen.

2. Erstellen der Betriebswarte mit allen dazugehö-
rigen Leitungen und technischen Einrichtungen.

Für die Ausführungsphase 1 stand ein Kredit von
Fr. 320'000.-- zur Verfügung.

Für die Ausführungsphase 2 waren Fr. 1'650'000.--
budgetiert.

Um eine effiziente Kostenbeherrschung für die
Ausführung dieses Bauvorhabens ausüben zu kön-
nen, wurde das ganze Projekt in verschiedene
Subprojekte mit den dazugehörenden Konten un-
terteilt.

Da bereits eine Gliederung in 9 Subprojekte (z.B.
Vorbereitungsarbeiten und Pumpversuche, Gebäu-
de, Fernsteuerungssystem, Tiefbau und Umge-
bung, Unvorhergesehenes) vorhanden war, wurden

diese Subprojekte mit je 1-12 Konten in total 26
Konten (z.B. 272 Metallbauarbeiten, 335 Apparate
Schwachstrom / Fernsteuerungssystem) unterteilt.

Heute wäre eine Kontierung nach der VSS-Norm
SN 641700 möglich und zu empfehlen.

7.4 Submissionen und
Werkverträge

Nach Freigabe des Baukredites können die Arbei-
ten für die Erstellung des Ausführungsprojektes
sowie die ersten Submissionen in Angriff genom-
men werden.

Zuerst wurde vom Stadtrat eine Unternehmerliste
genehmigt, die alle Arbeitsgattungen umfasste.
Damit wurden gleichzeitig diejenigen Arbeitsgat-
tungen bestimmt, für welche eine öffentliche
Submission durchgeführt werden musste. Gemäss
dem Submissionsreglement der Gemeinde Liestal
ist dies bei Beträgen über Fr. 250'000.--
erforderlich, wobei unter Umständen, je nach
Arbeitsgattung, auch Arbeiten mit kleineren
Offertsummen öffentlich ausgeschrieben werden.

Bei gezielten resp. beschränkten Submissionen
wurden 4 - 6 möglichst ortsansässige Firmen zur
Offertstellung eingeladen.

Die Vergabe der Arbeiten erfolgte grundsätzlich
soweit vertretbar auf das günstigste Angebot. Das
einheimische Gewerbe ist im Submissionsregele-
ment mit einem Bonus von 5 % bedacht. Dies be-
deutet, dass die Arbeiten nicht immer dem günstig-
sten Angebot zugeschlagen werden mussten.

Für Arbeiten über ca. Fr. 5'000.-- wurden Werkver-
träge erstellt. Tiefere Vergaben erfolgten mittels
Auftragsschreiben.

Um einen reibungslosen Bauablauf zu gewährlei-
sten, mussten die verschiedenen Submissionen 18
- 20 Wochen vor Inangriffnahme der jeweiligen
Arbeiten auf der Baustelle, durchgeführt werden.
Mit diesem Zeitplan war es möglich, das Bauvor-
haben in einem Zeitraum von 8 Monaten zu reali-
sieren.
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Abb. 7-3: Von der Submission zur Ausführung
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7.5 Projektergänzungen und
Änderungen

In einem sich in Ausführung befindenden Bauvor-
haben sind Projektergänzungen und Änderun-
gen eigentlich immer problematisch. Vor allem
dann, wenn diese wie beim PW Alte Brunnen
Liestal eine neuerliche Genehmigung von Unter-
nehmerlisten auslösen. Dieses politische Prozede-
re ist dann im vorgesehenen terminlichen Ablauf
nur schwer unterzubringen.

Zwei grössere Ergänzungen, für welche die Ko-
stenstruktur um zwei zusätzliche Subprojekte er-
weitert werden mussten, machten die Arbeit für
eine effiziente Kostenkontolle nicht einfacher.

Beim ersten handelt es sich um die Überprüfung
einer Parkplatzentwässerung am Rande der
Schutzzone und beim zweiten, um die Abklärungen
für eine eventuelle Erweiterung der Schutzzone.

Da infolge günstigeren Vergaben als im Kosten-
voranschlag vorgesehen, auf dem Konto für Unvor-
hergesehenes noch genügend Reserven vorhan-
den waren, konnten die dafür errechneten Zusatz-
aufwendungen ohne Nachtragskredit genehmigt
und ins Projekt aufgenommen werden.

Mit Vorteil wird das Konto Unvorhergesehenes als
reines Ausgleichskonto geführt, auf welchem
lediglich die Ab- und Zunahme der Reserven
infolge Mehr- oder Minderkosten in den einzelnen
Arbeitsgattungen, verbucht werden. So können die
Reserven in den einzelnen Konten möglichst
gering gehalten werden. So kann eine genaue, mit
nur sehr kleinen Abweichungen behaftete Kosten-
prognose gestellt werden.

Reserve im

Kostenvoran
- schlag

Reserve nach

Vergabe aller

Reserve

Arbeiten Neues
Subproj.

Voraussicht-
liche

ZONE 300 Endkosten.

 Diese
wurden
während

Kostenvoran
-

>
Summe der

>
Summe der

des
gesamten
Projektes

schlagsum
me

Arbeitsverge- bisherigen nicht
verändert!

Bau +
Neben-

bungen für die Arbeitsverge-

kosten Ausführung bungen

Abb. 7-3: Veränderung der Reserve im Bauablauf

7.6 Rechnungen der
Unternehmer

Die Anschrift auf den Rechnungen ist immer an
die Bauherrschaft zu richten.

Der Vertragspartner und rechtliche Rechnungsad-
ressat ist der Bauherr, auch wenn er sich durch die
Bau- und Projektleitung vertreten lässt und der
Dienstweg über diese Stellen führt. Auf diese
Weise können bereits in der Anfangsphase eines
Projektes evtl. später notwendige Mahnungen
(Zahlungsverzug) von der Bau- und Projektleitung
an die richtige Adresse weitergeleitet werden.

Auch Kassierer oder Treuhänder von Auftragge-
bern, seien es nun Private oder die öffentliche
Hand, sollten falsch adressierte Rechnungen zu-
rückweisen.

Mit einer konsequenten Haltung der Projekt- und
Bauleitung, sowie mit dem entsprechenden Hin-
weis bereits im Werkvertrag, können administra-
tive Leerläufe bereits bei Beginn eines Baupro-
jektes vermieden werden.
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Abb. 7-4 : Rechnungen der Unternehmer
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Konsequent durchgeführte Rückmeldungen sind
eine wesentlicher Voraussetzung dafür, dass nach
Abschluss der Arbeiten im Rahmen der Erstellung
der Schlussabrechnung bei evtl. durch die Zahl-
stelle verfügten Aenderungen, keine langwierigen
Sucharbeiten, Korrekturen und Ergänzungen not-
wendig sind.

Im weiteren ist auf den jeweiligen Rechnungsver-
zeichnissen ersichtlich:
• Gesamtauftragssumme an den jeweiligen Rech-

nungssteller
• Betrag der laufenden Rechnung
• Teuerungsbeträge
• Total der bisher an den jeweiligen Unternehmer

angewiesenen Rechnungen

Auf jedem Rechnungsverzeichnis sind zu jeder
Zeit der momentane Stand der Auftragssumme
und die bis heute erfolgten Zahlungen an den
entsprechenden Unternehmer ersichtlich. Dies
erleichtert die Kostenkontrolle innerhalb eines
Projektes erheblich.

Direkt vom Unternehmer oder Lieferanten an den
Auftraggeber gesandte Rechnungen oder Akonto-
zahlungen sind ohne Ausnahme umgehend an die
Projekt- resp. Bauleitung zu senden und zwar vor
deren Begleichung.

7.7 Schlussabrechnung

Eine von Beginn weg konsequent durchgeführte
Kostenkontrolle mit entsprechender Gliederung
erleichtert das Erstellen einer sauberen, übersicht-
lichen Schlussabrechnung sehr. Eine wesentliche
Voraussetzung dafür ist jedoch die Einhaltung des
richtigen Rechnungsweges.

Alle Rechnungen haben vor deren Begleichung,
die für die Kostenkontrolle zuständige Stelle zu
passieren!

Gegenüberstellung der Kostenvoranschlagssum-
men mit den Vergaben und Abrechnungssummen
helfen, grössere Abweichungen innerhalb der
einzelnen Arbeitsgattungen entsprechend zu
begründen.

Hier sind die jeweiligen Wünsche des Auftragge-
bers zu berücksichtigen. Konsequenterweise sind
im vorliegenden Beispiel der Stadt Liestal, Abwei-
chungen, welche in der Toleranz des Kostenvoran-
schlages von ± 10 % liegen, nicht speziell zu be-
gründen.

7.8 Schlussbemerkungen

Nur mit einer einheitlichen, konsequenten Gliede-
rung der Kostenstruktur, und deren sinnvolle Be-
wirtschaftung in allen Phasen eines Bauvorhabens,
können Abweichungen frühzeitig erkannt und der
Bauherrschaft rechtzeitig signalisiert werden. Hier-
bei ist zu beachten, dass auch Abweichungen nach
unten, d.h. eine Vergrösserung der Reserven, un-
bedingt frühzeitig aufgezeigt werden, da diese je
nach Bauvorhaben zur Steigerung der Qualität
oder anderweitigen Projektverbesserungen einge-
setzt werden können.



IP BAU 8 Leistungen und Honorare von Projektbeteiligten

87

8 Leistungen und Honorare von
Projektbeteiligten

8.0 Beispiel Wiederinstandstellung
der Wasserleitungen des Schwimmbeckens von Le Landeron

89

8.1 Einführung 89

8.2 Erhaltungsbedürfnisse 89

8.3 Erhaltungsplanung 90

8.4 Bauprojekt und Detailprojekt 91

8.5 Vorbereitung der Ausführung 91

8.6 Ausführung 92

8.7 Inbetriebsetzung und Abschluss 92

8.8 Honorare 93

8.9 Anwendung auf das Beispiel 93





IP BAU 8 Leistungen und Honorare von Projektbeteiligten

89

8 Leistungen und Honorare von
Projektbeteiligten

8.0 Beispiel
Wiederinstandstellung der
Wasserleitungen des
Schwimmbeckens von Le
Landeron

Im folgenden Beispiel, welches repräsentativ für
Tiefbauaufträge in kleineren Ortschaften ist, werden
die Aufgaben und die zu erbringenden Leistungen
der am Projekt Beteiligten aufgezeigt.

Das Schwimmbad der Gemeinde Le Landeron
wurde in den siebziger Jahren erstellt. Es umfasst
drei Schwimmbecken, ein Planschbecken, ein Bad
für Schwimmer (Olympisches Becken) und ein
Becken für Nichtschwimmer. Die Wasserversorgung
der Schwimmbecken erfolgt über Asbest-Zement-
und Gusseisenleitungen.

Im Technik-Gebäude wird das Wasser aufbereitet
und behandelt.

8.1 Einführung

Die verfügbaren Geldmittel für kommunale Erhal-
tungsprojekte sind beschränkt. Der Spardruck ist
sehr ausgeprägt.

Erhaltungsprojekte sind mit zwei entscheidenden
Kostenmanagement-Rahmenbedingungen verbun-
den:
- Ungewissheit und Unpräzision über den effekti-

ven Zustand des zu erhaltenden Bauwerkes
- Ausführung von Erhaltungsmassnahmen unter

Betrieb bzw. Verkehr.

Die Beschaffung, Bewertung und Weiterleitung von
Kosteninformationen sind in der Regel Dienstlei-
stungen, die von den am Projekt Beteiligten - na-
mentlich von Bauherren, Projektierenden, Bauleitern
und Ausführenden zu erbringen sind. Sie sind gröss-
tenteils in den Leistungs- und Honorarordnungen
102, 103 und 108 des SIA beschrieben.

Erhaltungs- und Neugestaltungsmassnahmen kön-
nen über ähnliche Projektphasen wie Neubauten
abgewickelt werden:
- Erhaltungsbedürfnisse abklären

(beim Neubau: Bedürfnisnachweis)
- Erhaltungsplanung

(beim Neubau: Vorprojekt)
- Bauprojekt und Detailprojekt
- Vorbereitung der Ausführung
- Ausführung
- Inbetriebsetzung und Abschluss.
Allerdings unterscheiden sich die Leistungen in Art
und Umfang gegenüber Neubauprojekten.

8.2 Erhaltungsbedürfnisse

Die Leistungen der Projektbeteiligten liegen für die-
se Projektphase hauptsächlich bei den Projektieren-
den und bei den Bauherren.

Ziele des Kostenmanagements für diese Phase sind:

- Die Ermittlung der Kosten der Erhaltung für ein
ganzes System zu einer bestimmten Zeit
gemäss Ist-Zustand (zum Beispiel Wasserver-
sorgungsnetz, Abwasser, Kanalnetz usw.)

- Aufbau eines projektbezogenen Kosteninforma-
tionssystems (Kontenplan, Kennwerte).

Die Leistungen der Bauherren müssen folgende
Ziele erreichen:
- Formulierung der Problem- und Aufgabenstellung
- Raster für die Kosteninformationen.

Mit folgenden Mitteln:
- Anpassung und/oder Überprüfung des Nut-

zungsplanes
- Grundlagenbeschaffung
- Auftragsformulierung für Beauftragte.

Beim Aufbau des Kosteninformationssystems wer-
den in der Regel bestehende Raster (Investitions-
planung, Standard-Kontenpläne) als Grundlage und
Checkliste für den konkreten Fall verwendet.

Die Leistungen der Projektierenden besteht darin,
für die Bauherren die Erhaltungsbedürfnisse und
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deren Kosten zu ermitteln. Dabei sind sowohl die
Investitionskosten als auch die Betriebskosten zu
beachten.

- Zuerst wird eine Ist-Zustandsanalyse durchge-
führt. Aus der Beurteilung der Funktionstüchtig-
keit ergibt sich die technische Dringlichkeit der
Erhaltungsmassnahmen.

- Die Erhaltungsmassnahmen werden grob entwor-
fen und die Kosten grob geschätzt.

- Eine grober Terminplan wird entworfen und der
voraussichtliche Finanzbedarf wird geschätzt.

- Die Machbarkeit, Wünschbarkeit und Wirtschaft-
lichkeit wird beurteilt.

Dabei ist auch der mittelfristige Investitionsplan zu
konsultieren. Nach dem Motto "gestalten statt ver-
walten" sind zwar immer wieder Anpassungen vor-
zunehmen. In der Regel sind jedoch Erhaltungs- und
Neugestaltungsbedürfnisse ziemlich voraussehbar!

Dank diesen Leistungen wird es möglich sein, früh-
zeitig das Richtige, und nicht nur das Dringendste,
zu unternehmen und auszuführen.

Wenn dieses Vorgehen unter Einbezug des Kosten-
managements angewendet wird, dann ist es mög-
lich, mehr Erhaltungsmassnahmen mit den gleichen
Geldmitteln zu realisieren.

8.3 Erhaltungsplanung

Das Ziel der Phase ist, aufgrund des akzeptierten,
im Investitionsplan provisorisch vorgemerkten Erhal-
tungsbedürfnisses wird ein mittel- und evt. langfristi-
ger Erhaltungsplan für die betreffende Anlage
(Gebäude, Strasse, Wasserversorgung, Schwimm-
bad, Kanalisationen, Kläranlage, etc.) der Gemeinde
bzw. Stadt zu erarbeiten.

Varianten für die Erhaltung bzw. Neugestaltung der
Anlage werden entworfen und in Form von Studien
und Vorprojekten vorgelegt.

In der Kostenplanung sind auch die Wirkung auf
den Betrieb und die Mehrbelastung der Werkhöfe
des Bauherrn einzubeziehen, da auch sie Kosten
verursachen.

Folgende Massnahmen ermöglichen eine optimale
Planung der Kosten und Finanzierung:
- Aufstellen des Generellen Programmes für die

Erhaltungsmassnahmen und deren Kostenermitt-
lung

- Erfassen der Beanspruchung des Personals der
Werkhöfe der Bauherren

- Berücksichtigen Behinderung des Betriebes (z.B.
Unterbrüche) während der Ausführung

- Weitere notwendige Untersuchungen.

Die Leistungen der Projektierenden für diese Pro-
jektphase sind :
- Variantenvergleich, um den Betrieb am wenig-

sten zu behindern oder zu unterbrechen
- Ausführen und Auswerten von zusätzlichen, ge-

zielten Untersuchungen
- Überarbeiten und Aktualisieren der Grobkosten-

schätzung (= Kostenschätzung)
- Ausarbeiten eines detaillierten Erhaltungspro-

grammes mit Finanzierung.

Der Bauherr kann folgende Leistungen für ein opti-
males Kostenmanagement erbringen
- Kostenermittlung des Einsatzes des Dienstperso-

nals der Werkhöfe
- Variantenvergleich der vorgeschlagenen Mass-

nahmen unter Beachtung der Betriebsbehinde-
rungen oder Unterbrüche

- Planung des eigenen Dienstpersonals
- Ausarbeitung von Pflichtenheft und Anforderun-

gen für die Detailprojektierung.
Der Bauherr kann diese Leistungen auch durch Be-
auftragte erbringen lassen.

Für die Beurteilung ist die 80/20-Regel nützlich.
Etwa 80% der Erhaltungsziele können mit etwa 20%
der Massnahmen erreicht werden. Da diese Mass-
nahmen in der Regel auch den grössten Teil der Ko-
sten ausmachen, ist bei ihnen das Sparpotential am
grössten. Allerdings sind dann auch noch die vielen
kleineren Massnahmen (etwa 80%) mit der gebote-
nen Sorgfalt zu planen.
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8.4 Bauprojekt und Detailprojekt

Das Ziel dieser Phase ist die Bearbeitung des Pro-
jektes bis zur Ausschreibung für bestimmte Erhal-
tungsmassnahmen.

Auch bei Erhaltungs- und Neugestaltungsmass-
nahmen sind in der Regel Bewilligungen erforder-
lich.

Da die Anlagen bereits existieren, sollte der Zeit-
und Geldaufwand dafür im Vergleich zu Neubauten
eindeutig geringer gehalten werden können. Doch je
nach den Forderungen (Luftreinhaltung, Energiege-
setz, Asbestsanierung, Verkehrsberuhigung, Heimat-
schutz, Stadtbild etc.) können daraus sehr bedeu-
tende Kostenfolgen resultieren.

Der Unterschied zum Neubau liegt hauptsächlich bei
der vorhandenen Ungewissheit über den effektiven
Zustand des zu erhaltenden Bauwerkes. Eine totale
Abklärung des bestehender Bauten vor der Ausfüh-
rung ist selten mit vertretbarem Aufwand machbar
(z.B. müssten Teile der Anlagen demontiert und
wieder montiert sowie Gräben geöffnet und wieder
zugeschüttet werden, um Leitungen, Verankerungen
und Armierungen zu prüfen).

Es ist in der Regel nicht einfach, dem Bauherrn die
Unsicherheiten klar zu machen und ihm zu erklä-
ren, dass man auch mit Kostenüberschreitungen
rechnen muss.

Die Preise der Unternehmer für Erhaltungsmass-
nahmen sind manchmal nicht leicht voraussehbar,
weil z.B. der Vorbereitungs- und Anpassungsauf-
wand unterschiedlich eingeschätzt wird. Dement-
sprechend ist für den Zeitpunkt des Kreditantrags
(siehe auch Abb. 4-5) eine Risikoabwägung vorzu-
nehmen. Wird eine gute Verlässlichkeit der Kosten
gewünscht, müssen vor dem Kostenvoranschlag
und Kreditantrag die wichtigsten Ausschreibungs-
unterlagen erstellt und Unternehmerangebote ein-
geholt werden.

Je nach der Klarheit der Erhaltungsmassnahmen,
den vorhandenen Plänen und Anlagen stellt sich
auch die Frage, wie weit ein Bauprojekt überhaupt
ausgearbeitet werden soll, oder ob direkt provisori-

sche Ausführungspläne für die Unternehmer er-
stellt werden sollen.

Ungewissheiten mit Mehrausmass oder Zusatzpo-
sitionen, die den Kostenvoranschlag aufblähen,
abzudecken ist nicht empfehlenswert.

Für den Kostenvoranschlag und die Ausschrei-
bungsunterlagen muss die Bauleitung einbezogen
werden. Ihre Leistungen müssen sich auf die Einar-
beitung in das Projekt und die vorgesehenen Bau-
massnahmen beschränken.

Die Projektierenden haben in dieser Phase folgen-
de Leistungen zu erbringen :
- Detailbearbeitung der besten Variante
- Kostenvoranschlag +/-10 % als Grundlage zum

Kreditbegehren
- Unterlagen für Bewilligungen
- Ausschreibung ausarbeiten
- Offertvergleich und Vorschlag für Vergabe.

Der Bauherr wird sich mit folgenden Leistungen
beschäftigen :
- Rahmenbedingungen und Anforderung zusam-

menzustellen
- Kreditwesen : zu welchem Zeitpunkt und mit

welchen Grundlagen der Bauherr die Geldmittel
fordert

- Betriebliche Vorkehrungen (Umleitungen, Unter-
brechungen).

8.5 Vorbereitung der
Ausführung

Das Ziel dieser Phase ist die Schaffung optimaler
Voraussetzungen für eine sichere, rasche, einwand-
freie und wirtschaftliche Ausführung der Arbeiten.

In dieser Phase sind allfällige Provisorien zu bauen
und die Stilllegung von Anlageteilen vorzubereiten.

Die Baustelle ist zu planen und einzurichten unter
Beachtung der Sicherheitsvorschriften und des
laufenden Betriebes sowie der Logistikerfordernisse
(Zufahrt, Ablad, Zwischenlagerung, Auflad, Abtrans-
port).
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Baubereiche und Betriebsbereiche sind im Sinn
von eindeutigen Zuständigkeiten und Verantwort-
lichkeiten möglichst klar zu trennen.

Die detaillierte Terminplanung mit den Unterneh-
mungen und dem Betrieb (in der Regel Phasen-
pläne) für die Ausführung ist eine weitere Leistung in
dieser Phase, die auf den effektiven Aufwand eine
grosse Auswirkung hat. Jede Ausführungsetappe ist
bezüglich der Betriebssicherheit und der Sicherheit
der Bauleute zu kontrollieren.

8.6 Ausführung

In dieser Phase entstehen die hauptsächlichen Ko-
sten mit den Arbeiten der Unternehmer sowie den
Lieferungen. Die Leistungen, welche die Beauftrag-
ten erbringen, sind hauptsächlich auf der Seite des
Projektierenden und Bauleitungen zu finden.

Die Bauleitung, die Unternehmung, die Projektie-
renden und die Bauherren müssen regelmässig
Koordinationssitzungen mit Schwergewicht auf
der Informationsebene durchführen.

Bei praktisch jeder Sanierung werden während der
Ausführung kleinere oder grössere, positive oder
negative Überraschungen (z.B. Korrosionsschäden;
unbekannte, in Betrieb stehende oder vergrabene
und vergessene Leitungen; tragende Teile, die in
den vorhandenen Plänen nicht oder nicht richtig ein-
gezeichnet sind), möglichst im Rahmen eines kal-
kulierten Risikos, auftreten.

Umso wichtiger ist das Beherrschen des Vorgehens
für diesen Fall:
• öffnen
• prüfen, beurteilen
• planen im Gesamtzusammenhang
• Preise einholen, Kosten ermitteln
• entscheiden, bestellen
• ausführen,
das normalerweise unter Zeitdruck abzuwickeln ist.

Dabei helfen souveräne Konzepte (z.B. Materialien,
Unterhalt, Statik), verlässliche und flinke Unterneh-
mer und Handwerker, kooperative Betreiber und ent-
scheidungsfähige Projektleiter und Bauherren.

Jeder Entscheid muss auch bezüglich der Kosten
geklärt sein.

Beispielsweise müssen alle Projektänderungen, die
aus Wettereinflüssen entstehen, auch kostenmässig
erfasst werden.

Die Bauleitung zusammen mit dem Unternehmer
muss regelmässig anhand des Baufortschrittes
Ausmasse durchführen; die Unternehmung muss
im Gegenzug anhand dieser Ausmasse ihre Teil-
rechnung erstellen.

Diese Vorgehensweise hat den Vorteil, dass die
Endkosten trotz Änderungen unter Kontrolle bleiben.

8.7 Inbetriebsetzung und
Abschluss

In dieser Projektphase entstehen die letzten Inve-
stitionskosten. Die Aufwendungen der Bauleitung
können stark reduziert werden, wenn die Leistungen
in den vorangehenden Phasen effektiv fertiggestellt
worden sind.

Bedingungen für eine Schlusszahlung sind die
erfolgte Abnahme (Protokoll), das Vorliegen der
Schlussrechnung des Unternehmers mit der Bestä-
tigung, dass keine weiteren Forderungen gestellt
werden, und der Garantieschein.

Bei der Abnahme muss die Bauleitung Mängel, im
Sinne der Norm SIA 118 protokollieren und die
Termine zu deren Behebung festsetzen.

Die Projektierenden und die Bauleitung führen die
Pläne des ausgeführten Bauwerkes nach und instru-
ieren das Betriebspersonal.

Die Gesamtleitung übergibt die Anlage etappen-
weise oder gesamthaft dem Betrieb, wobei bestätigt
wird, dass sie in vollständigem und funktionstüchti-
gem Zustand ist. Dazu muss sie entsprechende
Systemtests bestehen.

Schliesslich werden allfällige Garantiearbeiten und
Schlussprüfungen am Ende der Garantiezeit ausge-
führt.
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8.8 Honorare

Die Ordnungen SIA 102, 103 und 108 liefern die
Grundlage zur Bestimmung der Leistungen und
Honorare. Im Leistungsbeschrieb sind die von den
Beauftragten zu erbringenden Leistungen in den
einzelnen Projektphasen beschrieben. Zur Berech-
nung der Honorare stehen drei Methoden im Vor-
dergrund.

• Honorarkalkulation
Das Honorar wird durch den Beauftragten auf-
grund der Beschreibung der zu erbringenden Lei-
stungen kalkuliert und angeboten.

• Honorarberechnung nach Kostentarif
Das Honorar wird als Prozentsatz der honorarbe-
rechtigten Bausumme berechnet. Dabei werden
Schwierigkeitsgrad, Leistungsanteile und Umbau-
zuschlag berücksichtigt.

• Honorarberechnung nach Zeittarif
Das Honorar wird aus Stundenaufwand und Ein-
stufung der Mitarbeiter in Honorarkategorien ent-
sprechend Funktion, Erfahrung und Ausbildung
ermittelt.

Bei der Honorarberechnung werden Aufnahmen
bestehender Anlagen in der Regel separat vergütet.
Allenfalls müssen Pläne erstellt werden, weil keine
Planunterlagen mehr existieren oder die Pläne nicht
mit der vorhandenen Anlage übereinstimmen (z.B.
weil sie nicht nachgeführt wurden).

Bei Erhaltungs- und Erneuerungsmassnahmen ste-
hen manchmal Verantwortung und Projektierungs-
und Bauleitungsaufwand in krassem Missverhältnis
zur Bausumme. Eine Honorierung nach kalku-
liertem Honorar oder nach Zeittarif mit Kosten-
schätzung ist deshalb oft sinnvoll und fair.

Beim Kostenmanagement ist der Präzisierung der
Leistungsbeschreibung und zusätzlichen Kosten bei
Projektierungsmehraufwand infolge veränderten
Rahmenbedingungen Aufmerksamkeit zu schen-
ken. Den Vertragspartnern wird bei Änderung von
Rahmenbedingungen empfohlen, auf deren Kosten-
folgen (Baukosten und Honorar) sofort schriftlich
aufmerksam zu machen.

8.9 Anwendung auf das Beispiel

8.9.1 Ermittlung des Erhaltungsbedarfs

Beim Betrieb der Anlage beobachtete das Personal
während mehreren Jahren, dass die benötigten
Wassermengen erheblich über den Erwartungen
lagen. Da das Wasser über das öffentliche Netz
bezogen und verrechnet wurde (inkl. Gebührenanteil
für die Kläranlage), wurde die technische Anlage so
umgebaut, dass die Wasserversorgung der
Schwimmbecken mit gepumptem Seewasser si-
chergestellt werden kann.

Die Investitionen für die Anlage waren 1992 amorti-
siert. So konnten neue Investitionen geplant werden,
unter anderem um die Attraktivität der Badeanlage
zu steigern. Vorrangig wünschte der Bauherr aber,
dass die Probleme im Zusammenhang mit dem
hohen Wasserbedarf gelöst würden, deren Ursprung
in undichten Leitungen vermutet wurde. In einer
ersten Phase sollte der Wasserverlust überprüft und
deren Ursache ermittelt werden. Der Bauherr formu-
lierte den Auftrag an das Ingenieurbüro wie folgt:

"Bestimmung der Ursachen des Wasserverlustes
und Ermittlung von geeigneten Massnahmen zur
Sanierung".

8.9.2 Untersuchung

Während der Aufnahme der Schäden am Olympi-
schen Becken wurden fünf vorfabrizierte Platten des
Leitungskanals entfernt und ein Teil des Leitungs-
netzes freigelegt. Das Studium der vorhandenen
Ausführungspläne erlaubte, die Ursache der festge-
stellten Schäden zu ermitteln. Dennoch konnte die
Frage, ob die Leitungen Wasser verlieren, nicht
abschliessend beurteilt werden. Für Druckversuche
beantragte der Ingenieur beim Bauherrn einen Kre-
dit von Fr. 7'000.--.

Diese hätten ermöglicht, sowohl Ort und Umfang
des Wasserverlustes zu bestimmen, wurden aber
nicht genehmigt.

Der Aufwand für die Ingenieurleistungen dieser
Projektphase betrug Fr. 3'000.--.
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8.9.3 Planung der Erhaltungsmassnahmen

Den Abschluss dieser Planungsphase bildete der
technische Bericht, der die Schadenursachen, zu
treffende Massnahmen sowie ihre finanziellen Fol-
gen zur Sanierung des Leitungsnetzes des Olympi-
schen Schwimmbeckens beinhaltete.

Festgestellte Schäden wurden hauptsächlich durch
das unterschiedliche Setzungsverhalten zwischen
pfahl- und flachfundierten Bauteilen verursacht.
Ebenso wurden Schäden infolge differentiellen Set-
zungen an Leitungen festgestellt, so z.B. Verschie-
bungen in Rohrleitungsstössen. Undichtigkeiten aber
konnten nicht festgestellt werden.

3%

Conduite de retour o 200

Conduite d'alimentation o 250

Bequilie selon terrain 

Pfahlfundation

264

+- 0.00

30

1515

Flachfundation

- 0.08

Folgende Massnahmen für die Wiederinstandstel-
lung wurden vorgeschlagen:
- Verlegen von vorfabrizierten, auf Pfählen fun-

dierten Platten
- Anpassung der Vorreinigungsbecken an das

neue Plattenniveau
- Freilegen und Entfernen von Leitungen und

deren nachträgliche Befestigung an pfahlfundier-
ten Bauteilen

- Ersetzen von Stössen oder Leitungen in schlech-
tem Zustand

- Schaffung eines zugänglichen Leitungskanals
unter den Platten, um zukünftige Untersuchun-
gen zu erlauben und Unterhaltsarbeiten zu er-
leichtern.

Verschiedene Varianten für Erhaltungsmassnah-
men wurden untersucht, ihre Kosten aufgezeigt
und im technischen Bericht dargestellt.

Die Kostenschätzung für die vom Bauherrn bevor-
zugte Lösung lag bei Fr. 216'000.--. Darin enthalten



IP BAU 8 Leistungen und Honorare von Projektbeteiligten

95

war ein Betrag für Unvorhergesehenes und Diverses
in der Höhe von 12% (ca. Fr. 27'000.--).

Das Ingenieurhonorar wurde auf Fr. 40'000.-- ge-
schätzt und dem Bauherrn mitgeteilt. Folgende In-
genieurleistungen waren darin eingerechnet:
- Erarbeiten des Ausführungsprojektes
- Organisation und Ueberwachung der Versuche
- Erstellen der Ausschreibungsunterlagen
- Kontrolle und Vergleich der Offerten
- Baukontrollen und Bauleitung.

Der Planungsaufwand für die Leistungen in dieser
Phase betrug ca. Fr. 7'000.--, resp. Fr. 10'000.-- seit
Beginn der Planung.

8.9.4 Bauprojekt und Detailprojekt

Aufgrund des technischen Berichts entschied sich
der Bauherr für eine Variante und beauftragte den
Ingenieur das Ausführungsprojekt auszuarbeiten.
Die Arbeiten umfassten die Dimensionierung des
Bauwerkes, die Erarbeitung der Ausführungspläne
und der Ausschreibungsunterlagen.

In dieser Phase fanden häufige Gespräche mit
dem Bauherrn statt mit Ziel, die Nutzung des Bau-
werkes und die Anforderungen an die Qualität zu
definieren (Nutzungsplan).

8.9.5 Vorbereitung der Ausführung

Die Ausschreibungsunterlagen wurden im Mai 1992
an vier Unternehmungen versandt mit Eingabeter-
min Ende Juli 92. Der Vergleich der eingegangenen
Offerten präsentierte sich gemäss der untenstehen-
den Tabelle.

Die für die Honorarberechnung der Ingenieurleistun-
gen zugrundegelegte Bausumme betrug für diese
Phase ca. Fr. 186'500.--. Die Ingenieurvertrags-
summe wurde mit Blick auf den tiefen Vergabepreis
auf Fr. 35'000.-- reduziert.

8.9.6 Ausführung

Die Arbeiten wurden während der Wintersaison
92/93 ausgeführt. Baubeginn war November 1992.

Am 17. November macht die Bauleitung auf Mehr-
aushub, bedingt durch die schlechten Wetterbedin-
gungen, gegenüber dem geplanten Aushub auf-
merksam.

Für die vorgesehene Fundation auf gerammten
Stahlpfählen beantragte die Bauleitung Belastungs-
versuche. Aufgrund der hohen Kosten wurde auf die
Versuche verzichtet. Im vorgesehenen Terminrah-
men wurden die Bauarbeiten im März 93 abge-
schlossen.

Die Bauleitung organisierte insgesamt 12 Bausitzun-
gen.

Unternehmer 1 Unternehmer 2 Unternehmer 3 Unternehmer 4

Offertpreis brutto 163'917.50 200'789.-- 198'684.53 200'305.20

Offertpreis netto 157'426.35 188'741.65 188'750.-- 190'289.90

100 % 119.89 119.90 120.90

Unternehmung 1: Aufgrund der Vermutung von Dumpingpreisen und mangelnder Vorbereitung an-
lässlich der Bereinigung der Offerte sowie Unsicherheiten bezüglich der im Lei-
stungsverzeichnis geforderten Qualität wurde die Unternehmung nicht berücksich-
tigt.

Unternehmung 2: Der Auftrag wurde dieser Unternehmung für Fr. 186'500.-- erteilt.
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8.9.7 Inbetriebnahme und Abschluss

Im Mai wurde die Anlage in Betrieb genommen.
Weil die Wasserverluste im Leitungsnetz durch die
Erneuerungsarbeiten beseitigt worden waren, wur-
den Justierungen in der Zentrale für die Wasser-
behandlung erforderlich.

8.9.8 Kosten

Drei Zwischenabrechnungen (01.12.92, 16.02.93
und 05.03.93) und die Schlussabrechnung Ende
März 1993 wurden erstellt.

Kontinuierlich wurden Kosten und Mehrkosten be-
stimmt und analysiert. Der Bauherr wurde davon
in Kenntnis gesetzt und forderte seinerseits eine
genaue Begründung der Mehrkosten.

Der Aufwand für die Bauleitung betrug ca.
Fr. 16'000.--, der Gesamtaufwand für die Inge-
nieurleistungen Fr. 44'000.--.

Die Bauarbeiten wurden mit Fr. 209'400.--, abge-
rechnet, gegenüber dem Werkvertrag um
Fr. 22'000.-- teurer, aber noch innerhalb der Ko-
stenschätzung von Fr. 216'000.--.

8.9.9 Schlussbemerkung

Der Weg zu optimalen Ergebnissen und einer op-
timalen Abwicklung der Bauvorhaben von Gemein-
den und Städten führt darüber, dass
• die Bauverwaltung und die Projektleitung,
• die beauftragten Ingenieure und Architekten,
• und die Unternehmer und Lieferanten
ihre Aufgaben speditiv, fachgerecht und vollständig
erledigen.

Voraussetzungen dafür sind ein angemessenes Ni-
veau der Ansprüche des Bestellers, gute bauliche
und betriebliche Lösungen und realistische Kosten
und Preise.
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9 Behandlung der Teuerung

9.1 Einleitung

Im volkswirtschaftlichen Sinn wird die Teuerung als
Inflation bezeichnet. Die Ursache wird meistens
geldseitig, seltener durch die Schrumpfung des
kaufbaren Gütervolumens verursacht. Die Aus-
dehnung des Geldvolumens über den Wert des
kaufbaren Gütervolumens hinaus ermöglicht eine
Vergrösserung der gesamtwirtschaftlichen effekti-
ven Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen
gegenüber dem Angebot. Daraus resultiert eine
Preissteigerung, bis sich ein Gleichgewicht einge-
stellt hat.

Zu beachten ist, dass das Preisniveau auch sinken
kann (Deflation). Deshalb besteht die Tendenz,
allgemein von «Preisänderungen» zu sprechen.

Weil der Begriff «Teuerung» aber sehr gebräuch-
lich ist, werden hier Preisänderungen infolge Stei-
gen und Sinken des Preisniveaus als Teuerung
bezeichnet.

Das oberste Ziel ist eine faire Behandlung aller
Projektbeteiligten mit einer korrekten und vertrau-
enswürdigen Teuerungsberechnung. Besonders bei
öffentlichen Bauvorhaben ist der transparente
Nachweis der Teuerung eine wichtige Zielsetzung.

Dem Bürger soll gezeigt werden, welche Arten und
Beiträge von Mehr- und Minderausgaben gegen-
über dem bewilligten Kredit entstanden sind. Die
Teuerung und die Mehr- und Minderkosten sind
durch die beauftragten Ingenieuren und Architekten
nachzuweisen und zu begründen und durch die
politischen Organe zu vertreten.

Im Vertragswesen ist eine faire und genügend
einfache Regelung der teuerungsbedingten Mehr-
und Minderkosten der Unternehmer, Lieferanten
und Projektierenden zu finden. Die Vertragsteue-
rung muss vom Rechnungssteller nachgewiesen
werden.

Bei Gemeinden mit vorwiegend kleineren Projek-
ten sollte auf kurze Sicht wenn immer möglich auf
eine aufwendige Teuerungsberechnung verzichtet
werden. Aus der Sicht der Gemeinde als Bauherr
gilt der Grundsatz: Festpreise sind in der Regel
besser als die beste Teuerungsberechnung. Auf
längere Sicht d.h. bei spürbaren Preisänderungen
sind dagegen Kostenvergleiche ohne Berücksichti-
gung der Teuerung nicht korrekt.

9.2 Stufen der Teuerungs-
berechnung

Die Teuerungsberechnung stützt sich auf zwei
hauptsächliche Kostenstadien

• die Kostenermittlung
mit Projektierungsgrundlage und Preisstand
sowie approx. Genauigkeit

• die Vergabe
mit definierter Leistung, Kostenbasis und
Teuerungsberechnung.

Bis zur Vergabe gelten zum Vergleich geschätzte
(mittlere) Marktpreise. Nach der Vergabe gelten die
vertraglich vereinbarten Preise und Bedingungen.
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Indexteuerung auf KV VertragsteuerungIndexteuerung auf KS

KV Vertrags-
abschluss

Zeitpunkt 
der

Ausführung

ZEIT  KS

Abb. 6.1: Stufen der Teuerung

Indexteuerung auf KS: Teuerungsbedingte Kostenänderung vom Zeitpunkt einer bestimmten Kosten-
schätzung (KS) und dem Zeitpunkt des Kostenvoranschlags (KV).

Indexteuerung auf KV: Teuerungsbedingte Kostenänderung vom Zeitpunkt des Kostenvoranschlags (KV)
bis zur Kostenbasis des Vertragsabschlusses (Kostenbasis Vergabe).

Vertragsteuerung: Teuerungsbedingte Kostenänderung von der Kostenbasis des Vertragsabschlusses
bis zum Zeitpunkt der Ausführung (Leistungserbringung).

Zu jeder Kostenermittlung gehören der ihr zugrun-
de liegende Projektierungsstand, der Preis-
stand und die approx. Genauigkeit.

Beispiel:

Kostenvoranschlag vom 20.06.95 auf der Basis des
Bauprojekts vom 15.05.95, Preisstand 31.05.95,
Genauigkeit ca. +/-10%.

Die approx. Genauigkeit der Kostenangaben ist
abhängig vom Projektierungsstand.

Beim Vergleich zwischen zwei Kostenermittlungen
sind die Teuerung und die Mehr-/Minderkosten
zu unterscheiden. Bei den Mehr-/Minderkosten sind

die Gründe anzugeben. Es handelt sich insbeson-
dere um

- Änderung der Anforderungen aus Nutzung, Be-
trieb und Instandhaltung

- neue und detailliertere Lösungsmöglichkeiten

- äussern Einflüssen wie Einsprachen und neue
Normen und öffentlich-rechtliche Vorschriften

- Schätz-Ungenauigkeiten der Preise.

Im Tiefbau ist der Einfluss aus dem Projektumfeld
(Einsprachen, Normierung) in der Regel grösser als
im Hochbau.
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Die Gesamtdifferenz zwischen zwei Kostenermitt-
lungen ergibt sich aus der Kombination von

- positiver Teuerung (höhere Marktpreise) oder
negativer Teuerung (tiefere Marktpreise)

- Mehr- oder Minderkosten aus Leistungsände-
rungen

- und Schätzkorrekturen.

Bei einem Kreditbeschluss ist festzulegen

- ob damit gerechnet werden kann, dass der
Kredit der Teuerung angepasst wird und wie
diese Anpassung vorgenommen wird (z.B.
Entscheid des mit der Ausführung betrauten
Organs oder Einreichen von Zusatzkrediten),

- welcher Stelle welche Leistungsänderungen und
Mehr- oder Minderkosten als Zusatzkredit
vorzulegen sind.

Zu jeder Vergabe gehören das Angebot mit
Kostenbasis und Art der Teuerungsberech-
nung.

Beispiel:

Vergabe vom 29.08.95 aufgrund des (korrigierten)
Angebots vom 04.08.95, Kostenbasis 01.07.95,
Teuerungsberechnung mit PKI, Bausparte Stras-
senbau.

Verbindliche Kostenangaben sind nur für genau
definierte Leistungen und aufgrund von verbind-
lichen und geprüften Angeboten möglich. Die defi-
nitiven Kosten gehen aus der Abrechnung hervor.

Bei der Teuerungsberechnung für die Dienst-
leistungen (Honorare) sind im Interesse des Ge-
samtergebnisses je nach Vergütungsart besondere
Überlegungen nötig (siehe z.B. Abschnitt 2.4).

Die Marktsituation kann auf die Baukosten einen
erheblichen Einfluss haben.

Strategie:
Investieren, wenn die Preise günstig sind.

9.3 Indexteuerung auf
Kostenschätzungen

Kostenschätzungen basieren in der Regel auf dem
Vorprojekt, während dem Kostenvoranschlag ein
Bau- bzw. Detailprojekt zu Grunde liegt. Dazwi-
schen sind häufig grössere Projektanpassungen
notwendig.

Beispiel:

Das Vorprojekt sieht für die Umfahrung einer Ge-
meinde eine offene Linienführung vor. Im Baupro-
jekt muss das Projekt so angepasst werden, dass
es nun teilweise auch Strecken unter Tag aufweist.

Die Kostenschätzung und der Kostenvoranschlag
können nicht mehr direkt verglichen werden, da
ihnen zwei verschiedene Projekte zu Grunde lie-
gen. Damit verliert die Berechnung der Teuerung
auf der Kostenschätzung an Bedeutung im Ver-
hältnis zum Kostenvergleich der Varianten.

Für die Teuerungsberechnung kann der Wohnbau-
kostenindex (Gesamtkosten) verwendet werden
(vgl. Indexteuerung auf Kostenvoranschlägen).

9.4 Indexteuerung auf
Kostenvoranschlägen

Für die Berücksichtigung der Teuerung zwischen
dem Kostenvoranschlag und einer Vergabe gelangt
in der Regel der Wohnbaukostenindex zur
Anwendung. Wohnbaukostenindizes werden in den
Städten Zürich, Bern, Luzern und Genf ermittelt.
Sie beruhen auf einer jährlichen Haupterhebung
(Preisstand 1. April) und einer halbjährlichen Zwi-
schenerhebung (Preisstand 1. Oktober) nach der
Offertmethode.

Mit der Indexteuerung ist die Änderung der
Marktpreise für Bauleistungen zu erfassen,
nicht die Änderung der Produktionskosten.
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Die ermittelten Preise gelten streng nur für Ob-
jekte, welche ähnlich dem gewählten Indexobjekt
(Mehrfamilienhaus) sind und in derselben Region
zu stehen kommen. Je grösser die Abweichung in
der Art der Baute gegenüber dem Indexobjekt, um
so ungenauer kann die Anwendung des entspre-
chenden Baukostenindexes sein.

Es ist auch unbestritten, dass bei den Preisen
kurzfristig regionale, aber auch lokale Unter-
schiede auftreten.

Trotzdem verwenden beispielsweise auch die SBB
und das Tiefbauamt des Kantons Zürich den
Zürcher Index der Wohnbaukosten (Gesamt-
kosten).

Der Grund dafür ist einerseits, dass es zur Zeit
keinen besseren Baukostenindex für den Tiefbau
gibt und andererseits, dass der Zürcher
Wohnbaukostenindex insgesamt etwa die
allgemeine Preisentwicklung auf dem Baumarkt
angibt.

Besondere Preisentwicklungen (z.B. Landerwerb)
werden dann als Mehr-/Minderkostenbegründung
zugelassen.

Die Berechnung eigener Indizes für spezielle Pro-
jekte aus gewichteten Teilen der Gesamtkosten ist
machbar, wenn die Angemessenheit und Stabilität
dieser Lösung und die Zustimmung der Finanz-
kontrolle sichergestellt ist.

9.5 Verfahren zur
Vertragsteuerungs-
berechnung

9.5.1 Fixpreise

Bei Preisen mit Teuerungsvergütung trägt der Bau-
herr das Risiko der Teuerung. Bei Fixpreisen liegt
das Teuerungsrisiko ganz beim Unternehmer. Die-
ser berücksichtigt aber in seinem Angebot eine an-
genommene Teuerung.

Vor allem bei absehbaren Verhältnissen und klei-
neren Teuerungsbeträgen ist dieses Verfahren vor-

teilhaft, da damit der administrative Aufwand be-
deutend reduziert werden kann.

9.5.2 Produktionskosten-Index (PKI)

Unter den Produktionskosten versteht man die
Vollkosten der Unternehmung. Sie beinhalten die
Selbstkosten (Einzel- und Gemeinkosten) für Ma-
terial, Personal, Inventar und Fremdleistungen
sowie die gesetzliche Umsatzabgabe. Die Produk-
tionskosten enthalten keine Anteile für Risiko und
Gewinn/Verlust.

Aus dem Bereich Tiefbau sind für folgende Bau-
sparten ein Index vorhanden:
- Stein- und Betonbau (Mehrfamilienhaus)
- Stein- und Betonbau (Einfamilienhaus)
- Stahlbeton-Tiefbau (Strassenunterführung)
- Kanal- und Leitungsbau (Entwässerungsleitung)
- Strassenbau (Trasse)
- Belagsbau
- Stahlbeton-Hochbau (Industriebau)
- Stahlbeton-Hochbau (Verwaltungsgebäude,

Ausbildungszentrum)
- Werkleitungsbau Telecom PTT
- Fluss- und Bachverbau
- Wildbachverbau.

Pro Bausparte existiert nur ein Gesamtindex. Den
Objektbeschrieb für sämtliche Modellobjekte findet
man in der SBV-Dokumentation "Produktionsko-
sten-Index SBV".

9.5.3 Das Objektindex-Verfahren (OIV)

Das Objektindex-Verfahren ermöglicht eine rasche
Ermittlung der Preisänderung aufgrund der Ko-
stenstruktur und der Vertragspreise.

Das Verfahren ist in der Empfehlung SIA 121 (zur
Zeit Ausgabe 1987) festgelegt.

Die Empfehlung enthält die notwendigen Angaben
für die Bausparten Erdbau, Untertagbau, Kanal-
und Leitungsbau, Stein- und Betonbau, Stahlbeton-
Tiefbau, Stahlbeton-Hochbau, Brückenbau, Stras-
senbau, Belagsbau.
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9.5.4 Gleitpreisformel

Dieses Verfahren der Teuerungsberechnung ist
eine vereinfachte Form des Objektindex-Verfah-
rens. Am häufigsten wird die Gleitpreisformel für
Lieferungen aus dem Bereich der Maschinen- und
Metallindustrie gebraucht.

Gleitpreisformel:

T(%) = a(%) + b(%)       + c (%)        + d(%)        - 100%
Lm
Lo

Mm
Mo

Trm
Tro

Kostenanteile:

a fix
b Lohn
c Material
d Transport

Preise:

L Gewogener Durchschnittslohn aller an der
Ausführung des Werkes beteiligten Arbeits-
kategorien

M Gewogenes Mittel sämtlicher Preisindizes oder
der Listenpreise der benötigten Materialien.

Tr Gewogenes Mittel der Transportpreise oder -
indizes

Zeitpunkt:

o Angebot
m Leistungserbringung

9.5.5 Mengennachweis

Die Teuerungsberechnung nach dem Verfahren
des Mengennachweises erstreckt sich auf Ände-
rungen von Lohnkostenansätzen, Materialpreisen,
Transportpreisen, Beschaffungskosten für Baustel-
leneinrichtungen und Verschleissteile.

Das Verfahren basiert auf Preisänderungen, die
z.B. gemäss den Lohnansätzen nach Gesamtar-
beitsverträgen am Ausführungsort oder den Li-
stenpreisen für Rohstoffe und Materialien anhand
der effektiven Mengen von eingesetzten Mitteln
nachgewiesen werden.

Dieses Verfahren ist auf sämtliche Bausparten
anwendbar.

9.6 Zukünftige Teuerung

Die Schätzung der zukünftigen Entwicklung der
Marktpreise ist weitgehend spekulativ. Entspre-
chende Angaben sind deshalb sowohl für die Bau-
herren als auch für die übrigen Projektbeteiligten
von bescheidenem Wert.

Die voraussichtlichen Endkosten werden oft auf
dem Preisstand des Kostenvoranschlags und/oder
dem aktuellen Preisstand angegeben. Wenn die
restliche Teuerung absehbar und das Projektende
nicht mehr weit entfernt ist, kann auch eine Pro-
gnose der voraussichtlichen effektiven Abrech-
nungssumme erstellt werden.

Für den Voranschlag und die Finanzplanung,
d.h. die Prognose der im nächsten Jahr bzw. in den
nächsten Jahren erforderlichen Geldmittel, ist eine
Annahme für die zukünftige Teuerung unumgäng-
lich.

9.7 Beispiel

Die Anwendung der 5 Verfahren wird für den Nor-
malfall wie folgt festgelegt:

9.7.1 Fixpreise

Fixpreise können für Werkverträge, die eine Zeit
zwischen Vertragsbasis und dem Ende der Erstel-
lung aller wesentlichen Leistungen von weniger als
zwei Jahren aufweisen, zur Anwendung gelangen.

9.7.2 Produktionskosten-Index (PKI)

Der Produktionskosten-Index wird in der Regel für
Werkverträge angewendet, die

- in die publizierten Sparten gehören,
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- eine Vertragssumme von weniger als 5 Mio. Fr.
aufweisen und

- eine Zeit zwischen Vertragsbasis und Be-
endigung der Vertragsarbeiten umfassen, die
nicht mehr als zwei Jahresenden (mögliche
grosse Teuerungssprünge) enthält.

Bei Verträgen für zusammengesetzte bzw. meh-
rere unterschiedliche Objekte ist eine prozentual
gewichtete Verwendung mehrerer publizierter
Sparten möglich.

Wenn ein Werkvertrag nicht mit den publizierten
Sparten behandelt werden kann, ist bei Vertrags-
summen über 2 Mio. Fr. oft das OIV vorteilhaft.
Der Mengennachweis kann verwendet werden,
sofern nicht ein anderes Verfahren zweckmässiger
ist.

9.7.3 Objektindex-Verfahren (OIV)

Das Objektindex-Verfahren kann bei allen Werk-
verträgen mit einer Vertragssumme von 2 Mio. Fr.
und mehr zur Anwendung gelangen.

Für Vertragssummen unter 2 Mio. Fr. und einer
Vertragsdauer unter drei Jahren ist in der Regel
der PKI zweckmässiger, weil sein administrativer
Aufwand geringer ist. Auch bei Vertragssummen
von 2 - 5 Mio. Fr. kann der PKI vorteilhafter als das
OIV sein, solange sich die objektbezogenen
Besonderheiten genügend genau erfassen lassen.

9.7.4 Gleitpreisformel

Die Gleitpreisformel kann z.B. für gebäudetechni-
sche Installationen, elektro-mechanische Ausrü-
stungen, Stahlbauarbeiten und Arbeiten der Be-
tonvorfabrikation verwendet werden.

9.7.5 Mengennachweis

Der Mengennachweis kann verwendet werden,
wenn dies als zweckmässig beurteilt wird. Das
Verhältnis zwischen Nutzen und Aufwand dient als
Kriterium für die Zweckmässigkeit.

Der relativ hohe Aufwand für den Mengennachweis
führt dazu, dass seine Anwendung bei Vertrags-
summen über 5 Mio. Fr. in vielen Fällen nicht
zweckmässig ist. Auch bei Vertragssummen unter
diesem Betrag sind aus dem gleichen Grund der
PKI (für Vertragsdauern unter 3 Jahren) bzw. das
OIV (bei Vertragssummen über 2 Mio. Fr.) oft vor-
teilhafter.


	Inhaltsverzeichnis
	Inhaltsverzeichnis 1
	1 Kosten- und Finanzmanagement im Bauwesen einer Gemeinde
	1.1 Ausgaben einer Gemeinde: Allgemeine Gesichtspunkte
	1.2 Notwendigkeit eines übergeordneten Kostenmanagements
	1.3 Das Instrument des übergeordneten Kosten- und Finanzmanagements: Der Finanzplan
	1.4 Zusammenfassung
	1.5 Beispiel

	Inhaltsverzeichnis 2
	2 Kostenaspekte der Instandhaltung
	2.1 Instandhaltungsprojekte
	2.2 Rechnungsführung der Gemeinde
	2.4 Auswirkungen der aktuellen Konjunkturlage
	2.5 Schlussbemerkungen

	Inhaltsverzeichnis 3
	3 Projektmanagement und Kostenmanagement
	3.1 Projektmanagement
	3.2 Management by projects
	3.3 Kostenmanagement
	3.4 Beispiel Kostenübersicht und -berechnung

	Inhaltsverzeichnis 4
	4 Kostenplanung und Kreditvorlagen
	4.1 Grundlagen
	4.2 Abklärungen und Entwurf
	4.3 Ermittlung der Baukosten
	4.4 Varianten
	4.5 Bewertung und Entscheid
	4.6 Kreditvorlagen
	4.7 Schlussbemerkungen

	Inhaltsverzeichnis 5
	5 Vertragswesen
	5.1 Allgemeines
	5.2 Projektierung
	5.3 Ausführung
	5.4 Inbetriebsetzung

	Inhaltsverzeichnis 6
	6 Änderungen, Unvorhergesehenes, Reserven
	6.1 Allgemeines
	6.2 Projektierung
	6.3 Ausführung
	6.4 Schlussbemerkungen

	Inhaltsverzeichnis 7
	7 Abläufe des Rechnungswesens
	7.1 Kredit der Gemeinde
	7.2 Von der ersten Kostenschätzung zum Kostenvoranschlag
	7.3 Projektgliederung und Kostenstruktur
	7.4 Submissionen und Werkverträge
	7.5 Projektergänzungen und Änderungen
	7.6 Rechnungen der Unternehmer
	7.7 Schlussabrechnung
	7.8 Schlussbemerkungen

	Inhaltsverzeichnis 8
	8 Leistungen und Honorare von Projektbeteiligten
	8.1 Einführung
	8.2 Erhaltungsbedürfnisse
	8.3 Erhaltungsplanung
	8.4 Bauprojekt und Detailprojekt
	8.5 Vorbereitung der Ausführung
	8.6 Ausführung
	8.7 Inbetriebsetzung und Abschluss
	8.8 Honorare
	8.9 Anwendung auf das Beispiel

	Inhaltsverzeichnis 9
	9 Behandlung der Teuerung
	9.1 Einleitung
	9.2 Stufen der Teuerungsberechnung
	9.3 Indexteuerung auf Kostenschätzungen
	9.4 Indexteuerung auf Kostenvoranschlägen
	9.5 Verfahren zur Vertragsteuerungsberechnung
	9.6 Zukünftige Teuerung
	9.7 Beispiel


